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DURCHFUHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2017/423 DER KOMMISSION
vom 9. Mirz 2017

zur Wiedereinfiihrung eines endgiiltigen Antidumpingzolls und zur endgiiltigen Vereinnahmung
des vorliufigen Zolls auf die Einfuhren bestimmter Schuhe mit Oberteil aus Leder mit Ursprung in
der Volksrepublik China und Vietnam, die von Fujian Viscap Shoes Co. Ltd, Vietnam Ching Luh
Shoes Co. Ltd, Vinh Thong Producing-Trading-Service Co. Ltd, Qingdao Tae Kwang Shoes Co. Ltd,
Maystar Footwear Co. Ltd, Lien Phat Company Ltd, Qingdao Sewon Shoes Co. Ltd, Panyu Pegasus
Footwear Co. Ltd, PanYu Leader Footwear Corporation, Panyu Hsieh Da Rubber Co. Ltd, An Loc
Joint Stock Company, Qingdao Changshin Shoes Company Limited, Chang Shin Vietnam Co. Ltd,
Samyang Vietnam Co. Ltd, Qingdao Samho Shoes Co. Ltd, Min Yuan, Chau Giang Company
Limited, Foshan Shunde Fong Ben Footwear Industrial Co. Ltd und Dongguan Texas Shoes Limited
Co. hergestellt werden, sowie zur Durchfithrung des Urteils des Gerichtshofs in den verbundenen
Rechtssachen C-659/13 und C-34/14

DIE EUROPAISCHE KOMMISSION —

gestiitzt auf den Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europidischen Union (im Folgenden ,AEUV*), insbesondere auf
Artikel 266,

gestiitzt auf die Verordnung (EU) 2016/1036 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 8. Juni 2016 iiber den
Schutz gegen gedumpte Einfuhren aus nicht zur Europiischen Union gehérenden Lindern () (im Folgenden
,Grundverordnung®), insbesondere auf Artikel 9 Absatz 4 und Artikel 14 Absitze 1 und 3,

in Erwdgung nachstehender Griinde:

A. VERFAHREN

(1)  Am 23. Mirz 2006 erlief die Kommission die Verordnung (EG) Nr. 553/2006 (%), mit der vorliufige
Antidumpingmafinahmen gegeniiber den Einfuhren bestimmter Schuhe mit Oberteil aus Leder (im Folgenden
,Schuhe®) mit Ursprung in der Volksrepublik China (im Folgenden ,VR China“ oder ,China“) und Vietnam
eingefithrt wurden (im Folgenden ,vorldufige Verordnung®)

(2)  Mit der Verordnung (EG) Nr. 14722006 (*) fithrte der Rat fiir zwei Jahre endgiiltige Antidumpingzélle zwischen
9,7 % und 16,5 % auf die Einfuhren bestimmter Schuhe mit Oberteil aus Leder mit Ursprung in Vietnam und in
der VR China ein (im Folgenden ,Verordnung (EG) Nr. 1472/2006“ oder ,streitige Verordnung®).

(3)  Mit der Verordnung (EG) Nr. 388/2008 (*) weitete der Rat die endgiiltigen Antidumpingmafinahmen gegeniiber
den Einfuhren bestimmter Schuhe mit Oberteil aus Leder mit Ursprung in der VR China auf die aus der
Sonderverwaltungsregion Macau (im Folgenden ,SVR Macau®) versandten Einfuhren aus, ob als Ursprungserzeug-
nisse der SVR Macau angemeldet oder nicht.

(4 Nach der am 3. Oktober 2008 eingeleiteten Uberpriifung wegen des bevorstehenden AuRerkrafttretens der
Mafnahmen (®) verlingerte der Rat die Antidumpingmafinahmen mit der Durchfithrungsverordnung (EU)
Nr. 1294/2009 () um 15 Monate, d. h. bis zum 31. Mérz 2011, dem Zeitpunkt des Auslaufens der Maflnahmen
(im Folgenden ,Durchfithrungsverordnung (EU) Nr. 1294/2009¢).

(5)  Brosmann Footwear (HK) Ltd, Seasonable Footwear (Zhongshan) Ltd, Lung Pao Footwear (Guangzhou) Ltd und
Risen Footwear (HK) Co. Ltd sowie Zhejiang Aokang Shoes Co. Ltd (im Folgenden ,Antragsteller) fochten die
streitige Verordnung vor dem Gericht erster Instanz (nunmehr Gericht) an. Mit den Urteilen vom 4. Marz 2010 in
der Rechtssache T-401/06 Brosmann Footwear (HK) und andere/Rat und in den verbundenen Rechtssachen
T-407/06 und T-408/06 Zhejiang Aokang Shoes und Wenzhou Taima Shoes/Rat wies das Gericht diese
Anfechtungen zuriick.

(6)  Die Antragsteller legten Einspruch gegen diese Urteile ein. Mit seinen Urteilen vom 2. Februar 2012 in der
Rechtssache C-249/10 P Brosmann Footwear (HK) und andere/Rat und vom 15. November 2012 in der Rechtssache
C-247/10 P Zhejiang Aokang Shoes Co. Ltd/Rat (im Folgenden ,Urteile Brosmann und Aokang*) hob der Gerichtshof
diese Urteile auf. Er stellte fest, dass dem Gericht insofern ein Rechtsfehler unterlaufen sei, als es angenommen
habe, dass die Kommission nicht verpflichtet sei, die auf der Grundlage von Artikel 2 Absatz 7 Buchstaben b und
¢ der Grundverordnung gestellten Antrdge auf Marktwirtschaftsbehandlung (im Folgenden ,MWB*) von nicht in
die Stichprobe einbezogenen Wirtschaftsteilnehmern zu priifen (Rn. 36 des Urteils in der Rechtssache C-249/10
P und Rn. 29 und 32 des Urteils in der Rechtssache C-247/10 P).
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(7)  Der Gerichtshof urteilte dann selbst in der Sache. Er befand, ,dass die Kommission die begriindeten Antrige hitte
priifen miissen, die ihr von den Rechtsmittelfithrerinnen zwecks Zuerkennung des MWS im Rahmen des von der
streitigen Verordnung erfassten Antidumpingverfahrens auf der Grundlage von Art. 2 Abs. 7 Buchst. b und ¢ der
Grundverordnung vorgelegt wurden. Sodann ist nicht auszuschlieen, dass eine solche Priifung dazu gefiihrt
hitte, dass fur sie ein anderer endgiiltiger Antidumpingzoll festgesetzt worden wire als der nach Art. 1 Abs. 3 der
streitigen Verordnung fiir sie geltende Satz von 16,5 %. Aus dieser Bestimmung geht ndmlich hervor, dass fir den
einzigen in die Stichprobe einbezogenen chinesischen Marktteilnehmer, der den MWS erhalten hat, ein
endgiiltiger Antidumpingzoll von 9,7 % festgesetzt wurde. Wie aber Randnr. 38 des vorliegenden Urteils zu
entnehmen ist, hitten die Rechtsmittelfithrerinnen, wenn die Kommission festgestellt hitte, dass auch fiir sie
marktwirtschaftliche Bedingungen herrschten, und wenn die Berechnung einer individuellen Dumpingspanne
nicht moglich gewesen wire, ebenfalls in den Genuss des letztgenannten Satzes kommen miissen” (Rn. 42 des
Urteils in der Rechtssache C-249/10 P und Rn. 36 des Urteils in der Rechtssache C-247/10 P).

(8)  Infolgedessen erklirte er die streitige Verordnung fiir nichtig, soweit sie die betroffenen Antragsteller betrifft.

(9) Im Oktober 2013 gab die Kommission durch eine im Amtsblatt der Europdischen Union veroffentlichte
Bekanntmachung (') bekannt, dass sie beschlossen hat, das Antidumpingverfahren genau an der Stelle wieder
aufzunehmen, an der es zu der Rechtswidrigkeit gekommen ist, und zu priifen, ob fiir die Antragsteller im
Zeitraum vom 1. April 2004 bis zum 31. Mirz 2005 marktwirtschaftliche Bedingungen herrschten. Darin
forderte sie die interessierten Parteien auf, sich zu melden.

(10) Im Midrz 2014 lehnte der Rat mit dem Durchfithrungsbeschluss 2014/149/EU (*) einen Vorschlag der
Kommission zur Verabschiedung einer Durchfithrungsverordnung des Rates zur Wiedereinfithrung -eines
endgiiltigen Antidumpingzolls und zur endgiiltigen Vereinnahmung des vorldufigen Zolls auf die Einfuhren
bestimmter Schuhe mit Oberteil aus Leder mit Ursprung in der Volksrepublik China, die von Brosmann Footwear
(HK) Ltd, Seasonable Footwear (Zhongshan) Ltd, Lung Pao Footwear (Guangzhou) Ltd, Risen Footwear (HK) Co.
Ltd und Zhejiang Aokang Shoes Co. Ltd hergestellt werden, ab und stellte die Verfahren in Bezug auf diese
Hersteller ein. Der Rat war der Auffassung, dass Einfiihrer, die Schuhe von jenen ausfihrenden Herstellern gekauft
hatten und denen die entsprechenden Zoélle von den zustindigen nationalen Behorden auf der Grundlage des
Artikels 236 der Verordnung (EWG) Nr. 2913/1992 des Rates (°) (im Folgenden ,Zollkodex der Gemeinschaften*)
erstattet worden waren, auf der Grundlage des Artikels 1 Absatz 4 der streitigen Verordnung, mit dem die
Bestimmungen des Zollkodex der Gemeinschaften, und insbesondere sein Artikel 221, fir die Vereinnahmung der
Zolle fiir anwendbar erklirt wurden, einen Vertrauensschutz erworben hatten.

(11) Drei Einfithrer der betroffenen Ware — C&J Clark International Ltd (im Folgenden ,Clark), Puma SE (im
Folgenden ,Puma“) und Timberland Europe B.V. (im Folgenden ,Timberland“) (im Folgenden ,betroffene
Einfiihrer) — fochten die Antidumpingmaffnahmen gegeniiber den Einfuhren bestimmter Schuhe aus China und
Vietnam unter Berufung auf die in den Erwigungsgriinden 5 bis 7 erwihnte Rechtsprechung vor ihren nationalen
Gerichten an, welche die Angelegenheiten dem Gerichtshof zur Vorabentscheidung vorlegten.

(12) Am 4. Februar 2016 erklirte der Gerichtshof in den verbundenen Rechtssachen C-659/13 C&J Clark International
Limited und C-34/14 Puma SE (*°) die Verordnung (EG) Nr. 1472/2006 und die Durchfithrungsverordnung (EU)
Nr. 1294/2009 fiur ungiltig (im Folgenden ,Urteile”), weil die Europiische Kommission entgegen den
Anforderungen des Artikels 2 Absatz 7 Buchstabe b und des Artikels 9 Absatz 5 der Verordnung (EG)
Nr. 384/96 des Rates (') die von den nicht in die Stichprobe einbezogenen ausfithrenden Herstellern in der VR
China und in Vietnam eingereichten Antrige auf MWB und auf individuelle Behandlung (im Folgenden ,IB) nicht
gepriift hatte.

(13) Betreffend die Rechtssache C-571/14 Timberland Europe beschloss der Gerichtshof am 11. April 2016, die
Rechtssache auf Ersuchen des vorlegenden nationalen Gerichts aus dem Register zu streichen.

(14)  Artikel 266 AEUV sieht vor, dass die Organe die erforderlichen Maffnahmen ergreifen miissen, um den Urteilen
des Gerichtshofs nachzukommen. Im Falle der Nichtigerklirung eines von den Organen im Rahmen eines
Verwaltungsverfahrens — wie z. B. eines Antidumpingverfahrens — angenommenen Rechtsakts wird die
Vereinbarkeit mit dem Urteil des Gerichtshofs dadurch hergestellt, dass der fiir nichtig erklarte Rechtsakt durch
einen neuen Rechtsakt ersetzt wird, in dem die vom Gerichtshof festgestellte Rechtswidrigkeit beseitigt wird (*3).

(15) Nach der Rechtsprechung des Gerichtshofs kann das Verfahren zur Ersetzung des fiir nichtig erklarten Rechtsakts
genau an dem Punkt wieder aufgenommen werden, an dem die Rechtswidrigkeit eingetreten ist (**). Dies bedeutet
insbesondere, dass, wenn ein Rechtsakt, der ein Verwaltungsverfahren abschlieft, fiir nichtig erklart wird, diese
Nichtigerklarung sich nicht notwendigerweise auf die vorbereitenden Handlungen, wie die Einleitung eines
Antidumpingverfahrens, auswirkt. Wird eine Verordnung zur Einfilhrung endgiiltiger Antidumpingmaffnahmen
fur nichtig erkldrt, bedeutet dies, dass das Antidumpingverfahren infolge der Nichtigerkldrung nicht abgeschlossen
ist, weil der das Antidumpingverfahren abschlieende Rechtsakt in der Rechtsordnung der Union nicht mehr
vorhanden ist (%), es sei denn, die Rechtswidrigkeit war in der Phase der Verfahrenseinleitung eingetreten.
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(16) Abgesehen davon, dass die Organe nicht die MWB- und IB-Antrdge gepriift haben, die von nicht in die
Stichprobe einbezogenen ausfithrenden Herstellern in der VR China und in Vietnam eingereicht wurden, bleiben
alle anderen Feststellungen in der Verordnung (EG) Nr. 1472/2006 und der Durchfithrungsverordnung (EU)
Nr. 1294/2009 weiterhin giiltig.

(17) Im vorliegenden Fall ist die Rechtswidrigkeit nach der Verfahrenseinleitung eingetreten. Daher entschied die
Kommission, dieses Antidumpingverfahren, das zu dem Zeitpunkt, zu dem die Rechtswidrigkeit eingetreten ist,
aufgrund der Urteile noch nicht abgeschlossen war, wieder aufzunehmen und zu priifen, ob fiir die betroffenen
ausfuhrenden Hersteller im Zeitraum vom 1. April 2004 bis zum 31. Mirz 2005, dem Zeitraum der
Untersuchung (im Folgenden ,Untersuchungszeitraum®), marktwirtschaftliche Bedingungen herrschten. Die
Kommission priifte dariiber hinaus, soweit dies angezeigt war, ob die betroffenen ausfithrenden Hersteller die
Kriterien fur eine IB nach Artikel 9 Absatz 5 der Verordnung (EG) Nr. 1225/2009 des Rates (**) (im Folgenden
,Grundverordnung in der Fassung vor ihrer Anderung®) (*9) erfiillten.

(18)  Mit der Durchfithrungsverordnung (EU) 2016/1395 der Kommission (V) wurden auf die von Clark und Puma
getitigten Einfuhren bestimmter Schuhe mit Oberteil aus Leder mit Ursprung in der VR China, die von dreizehn
chinesischen ausfithrenden Herstellern hergestellt werden, wieder ein endgiiltiger Antidumpingzoll eingefithrt und
der vorldufig erhobene Zoll endgiiltig vereinnahmt; die betreffenden Hersteller hatten MWB- und IB-Antrdge
eingereicht, waren aber nicht in die Stichprobe einbezogen worden.

(19)  Mit der Durchfithrungsverordnung (EU) 2016/1647 der Kommission (**) wurden auf die von Clark, Puma und
Timberland getdtigten Einfuhren bestimmter Schuhe mit Oberteil aus Leder mit Ursprung in Vietnam, die von
bestimmten vietnamesischen ausfilhrenden Herstellern hergestellt werden, wieder ein endgiltiger
Antidumpingzoll eingefihrt und der vorldufig erhobene Zoll endgiiltig vereinnahmt; die betreffenden Hersteller
hatten MWB- und IB-Antrige eingereicht, waren aber nicht in die Stichprobe einbezogen worden.

(20) Mit der Durchfithrungsverordnung (EU) 2016/1731 der Kommission (*) wurden auf die von Puma und
Timberland getdtigten Einfuhren bestimmter Schuhe mit Oberteil aus Leder mit Ursprung in der Volksrepublik
China, die von General Footwear Ltd hergestellt werden, sowie bestimmter Schuhe mit Oberteil aus Leder mit
Ursprung in Vietnam, die von Diamond Vietnam Co Ltd und Ty Hung Footgearmex/Footwear Co. Ltd (im
Folgenden ,Ty Hung Co Ltd“) hergestellt werden, wieder ein endgiiltiger Antidumpingzoll eingefihrt und der
vorldufig erhobene Zoll endgultig vereinnahmt; die betreffenden Hersteller hatten MWB- und IB-Antrige
eingereicht, waren aber nicht in die Stichprobe einbezogen worden.

(21) Die Giltigkeit der Durchfithrungsverordnungen (EU) 2016/1395, (EU) 2016/1647 und (EU) 2016/1731 wurde
von Puma und Timberland in den Rechtssachen T-781/16 Puma u. a./Kommission bzw. T-782/16 Timberland
Europe/Kommission vor dem Gericht angefochten. Ferner wurde auch die Giiltigkeit der Durchfithrungsverordnung
(EU) 2016/1395 vor dem Gericht angefochten, und zwar von Clark in den Rechtssachen T-790/16 C&] Clark
International /[Kommission und T-861/16 C & J Clark International/Kommission.

(22)  Zur Durchfithrung des in Erwidgungsgrund 12 genannten Urteils in den verbundenen Rechtssachen C-659/13 C§]
Clark International Limited und C-34/14 Puma SE hat die Kommission die Durchfithrungsverordnung (EU)
2016/223 (*) erlassen. Nach Artikel 1 jener Verordnung haben die nationalen Zollbehorden alle Antrige auf
Erstattung der auf Einfuhren von Schuhen mit Ursprung in China und Vietnam entrichteten endgiiltigen
Antidumpingzolle an die Kommission weiterzuleiten, die von Einfithrern auf Grundlage von Artikel 236 des
Zollkodex der Gemeinschaften eingereicht wurden und darauf basieren, dass ein nicht in die Stichprobe
einbezogener ausfithrender Hersteller im Rahmen der Untersuchung, die zur Einfithrung endgiiltiger Mafinahmen
durch Verordnung (EG) Nr. 1472/2006 fiihrte (im Folgenden ,Ausgangsuntersuchung®), einen MWB- oder IB-
Antrag gestellt hat. Die Kommission priift den jeweiligen MWB- oder IB-Antrag und fithrt den angemessenen Zoll
wieder ein. Auf dieser Grundlage sollten die nationalen Zollbehorden anschliefend iiber den Antrag auf
Erstattung oder Erlass der Antidumpingzolle entscheiden.

(23) Die Giiltigkeit der Durchfithrungsverordnung (EU) 2016/223 ist Gegenstand eines Vorabentscheidungsersuchens
des Finanzgerichts Diisseldorf vom 9. Mai 2016 (Rechtssache C-256/16 Deichmann). Das Vorabentscheidungs-
ersuchen wurde im Rahmen eines Rechtsstreits zwischen Deichmann, einem deutschen Einfiithrer von Schuhen,
und der zustindigen nationalen Zollbehorde, dem Hauptzollamt Duisburg, eingereicht. Bei dem Rechtsstreit ging
es um die Erstattung der von Deichmann entrichteten Antidumpingzolle auf Einfuhren von Schuhen unter
anderem seines chinesischen Lieferanten Chengdu Sunshine Shoes Co. Ltd, der einen MWB- und IB-Antrag
gestellt hatte und nicht in die Stichprobe einbezogen worden war. Am 28. November 2016 wurde vom First Tier
Tribunal (Tax Chamber) (Vereinigtes Kénigreich) ein zweites Vorabentscheidungsersuchen betreffend die Giiltigkeit
der Durchfithrungsverordnung (EU) 2016/223 eingereicht (Rechtssache C-612/16 C&]J Clark International).
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(24)  Des Weiteren untersuchte die Kommission infolge einer Mitteilung der franzosischen Zollbehorden nach Artikel 1
der Durchfithrungsverordnung (EU) 2016/223 MWB- und IB-Antrdge von drei ausfihrenden Herstellern aus
China: Chengdu Sunshine Shoes Co. Ltd, Foshan Nanhai Shyang Yuu Footwear Ltd und Fujian Sunshine Footwear
Co. Ltd.

(25)  Als Ergebnis fiihrte die Kommission mit der Durchfithrungsverordnung (EU) 2016/2257 (*!) auf die Einfuhren
bestimmter Schuhe mit Oberteil aus Leder mit Ursprung in der Volksrepublik China, die von drei ausfithrenden
Herstellern hergestellt werden, die MWB- und IB-Antrige eingereicht hatten, aber nicht in die Stichprobe
einbezogen worden waren, wieder einen endgiiltigen Antidumpingzoll ein und vereinnahmte endgiiltig den
vorldufig erhobenen Zoll.

(26) Am 12. Juli 2016 unterrichteten die Zollbehorden des Vereinigten Konigreichs die Kommission im Einklang mit
Artikel 1 der Durchfithrungsverordnung (EU) 2016/223 und unter Vorlage entsprechender Belege iiber
Erstattungsantrage von Einfithrern in der Union.

(27)  Am 13. Juli 2016 unterrichteten die Zollbehorden Belgiens die Kommission im Einklang mit Artikel 1 der
Durchfithrungsverordnung (EU) 2016/223 und unter Vorlage entsprechender Belege iiber Erstattungsantrige von
Einfithrern in der Union.

(28) Am 26. Juli 2016 unterrichteten die Zollbehorden Schwedens die Kommission im Einklang mit Artikel 1 der
Durchfithrungsverordnung (EU) 2016/223 und unter Vorlage entsprechender Belege iiber Erstattungsantrige von
Einfithrern in der Union.

(29) In diesen Mitteilungen, die Gegenstand dieser Verordnung sind, wurden insgesamt 246 Unternehmen als
Lieferanten von Schuhen aus China und Vietnam aufgefithrt.

(30)  Fiir einen Grofiteil dieser Unternehmen (168 Unternehmen — siehe Liste in Anhang III dieser Verordnung) liegen
der Kommission keine Informationen dariiber vor, dass sie im Rahmen der Ausgangsuntersuchung MWB- oder
[B-Antrige eingereicht hatten. Unter diesen Unternehmen befanden sich auch Unternehmen, die gar nicht von der
Untersuchung betroffen waren — beispielsweise, weil sie nicht in China oder Vietnam ansissig waren oder weil
es sich um Handels- oder reine Verarbeitungsgesellschaften handelte, die keinerlei Anspruch auf Festlegung einer
individuellen Dumpingspanne hatten. Die in Anhang III aufgefithrten Unternehmen waren zudem nicht imstande,
nachzuweisen, dass sie mit einem der chinesischen bzw. vietnamesischen ausfithrenden Hersteller verbunden
waren, die im Rahmen der Ausgangsuntersuchung MWB/IB-Antrige eingereicht hatten. Wie in Erwdgungsgrund
79 ausgefiihrt, erkennt die Kommission jedoch an, dass moglicherweise nicht allen Einfihrern, die Schuhe von
diesen Handelsunternehmen bezogen, bekannt war, dass der Kommission die Namen der ausfithrenden Hersteller
mitzuteilen waren, bei denen diese Hindler ihre Schuhe einkauften. In Erwdgungsgrund 79 wird zudem genauer
ausgefithrt, warum die Kommission daraufhin entschieden hat, die Bewertung der in Anhang III aufgefiihrten
Unternehmen voriibergehend auszusetzen.

(31) Von den verbleibenden Unternehmen wurden zwanzig bereits in der Ausgangsuntersuchung bewertet — sei es
einzeln oder als Teil einer im Rahmen der Stichprobe ausfithrender chinesischer oder vietnamesischer Hersteller
ausgewdhlten Unternehmensgruppe (siche Liste in Anhang IV dieser Verordnung). Da fir keines dieser
Unternehmen ein unternehmensspezifischer Zollsatz festgesetzt wurde, gilt fur Einfuhren von Schuhen dieser
Unternehmen der fiirr China bzw. Vietnam geltende Zollsatz in Hohe von 16,5 % bzw. 10 %. Diese Zollsitze
waren von dem in Erwdgungsgrund 12 genannten Urteil nicht betroffen.

(32) Unter den restlichen Unternehmen (siehe Liste in Anhang V dieser Verordnung) wurden 31 bereits im
Zusammenhang mit der Durchfithrung des in Erwidgungsgrund 12 genannten Urteils einzeln oder als Teil einer
Unternehmensgruppe bewertet, namlich im Durchfithrungsbeschluss 2014/149/EU bzw. in den Durchfithrungs-
verordnungen (EU) 2016/1395, (EU) 2016/1647, (EU) 2016/1731 und (EU) 2016/2257. Diese Bewertungen
umfassten ebenfalls acht Unternechmen, die der Kommission gemeldet wurden und bei denen sich nach der
Unterrichtung durch Anmerkungen der Federation of the European Sporting Goods Industry (im Folgenden
,FESI“) und der Footwear Coalition herausstellte, dass sie mit einem der Unternehmen oder einer der Unterneh-
mensgruppen verbunden waren, die zuvor bereits in einer der erwihnten Verordnungen bewertet worden waren.

(33)  Fiir Unternehmen oder Unternehmensgruppen, die im Durchfithrungsbeschluss 2014/149/EU bewertet wurden,
wurde kein Antidumpingzoll wieder eingefithrt, wie in Erwigungsgrund 10 erldutert, da diesen Unternehmen die
Zolle bereits erstattet wurden, sodass sie in gutem Glauben davon ausgehen konnten, dass eine Wiedereinfithrung
nicht eintreten wiirde. Die Erstattungsantrdge von Einfithrern in der Union, die mit Unternehmen oder Unterneh-
mensgruppen verbunden sind, welche in den Durchfithrungsverordnungen (EU) 2016/1395, (EU) 2016/1647,
(EU) 2016/1731 bzw. (EU) 2016/2257 bewertet wurden, sollten hingegen nicht genehmigt werden. Denn diese
Einfihrer befinden sich in einer anderen rechtlichen Lage als die im Durchfithrungsbeschluss 2014/149/EU
bewerteten Einfiihrer, weil sie insbesondere keinen Vertrauensschutz erworben haben.
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(34) Nach der Unterrichtung stellte sich durch Anmerkungen von FESI sowie der Footwear Coalition heraus, dass es
sich bei einem chinesischen ausfithrenden Hersteller, der der Kommission gemeldet wurde, um ein Unternehmen
handelte, das in der Ausgangsuntersuchung einen MWB/IB-Antrag gestellt hatte, aber nicht in die Stichprobe
einbezogen und auch nicht im Rahmen der in den Erwidgungsgriinden 18 bis 20 und 25 genannten fritheren
Durchfithrungsmaffnahmen bewertet worden war. Dieselben Parteien gaben an, dass es sich bei vier weiteren der
Kommission gemeldeten Unternehmen um Unternehmen handelte, die mit chinesischen oder vietnamesischen
ausfithrenden Herstellern verbunden waren, welche in der Ausgangsuntersuchung einen MWB/IB-Antrag gestellt
hatten, aber nicht in die Stichprobe einbezogen und auch nicht im Rahmen der in den Erwigungsgriinden 18 bis
20 und 25 genannten fritheren Durchfihrungsmafnahmen bewertet worden waren. Somit gibt es 5
Unternehmen (aufgefithrt in Anhang VI), fur die bzw. fiir deren verbundene Unternechmen ein MWB/IB-Antrag
bewertet werden sollte. Der zeitliche Rahmen der aktuellen Durchfihrungsmaffnahme reicht fir den Abschluss
dieser Bewertungen nicht aus, deshalb werden sie Gegenstand einer spateren Durchfihrungsmafnahme sein. Fir
diese (in Anhang VI aufgefithrten) Unternehmen sollten daher die Erstattungsantrige der Einfihrer in der Union
voriibergehend ausgesetzt werden, bis das Ergebnis der Priifung der MWB/IB-Antrige der jeweiligen Lieferanten in
China und/oder Vietnam feststeht.

(35) Nach der Unterrichtung machten dieselben Parteien schlieflich auch geltend, sechs in Anhang III aufgefiihrte
Unternehmen seien mit einem Unternehmen oder einer Unternehmensgruppe verbunden, das bzw. die in
fritheren Durchfithrungsmafinahmen bereits bewertet worden sei, und sollten daher als solche benannt werden.
Allerdings konnte dieses Vorbringen nach Aktenlage nicht bestitigt werden und es gab auch dariiber hinaus
keinerlei weiteren Belege dafiir. Dieses Vorbringen wird daher zuriickgewiesen.

(36) Bei den ibrigen neunzehn Unternehmen handelte es sich um chinesische oder vietnamesische ausfithrende
Hersteller, die im Rahmen der Ausgangsuntersuchung nicht in die Stichprobe einbezogenen worden waren und
MWB- und IB-Antrige eingereicht hatten. Folglich priifte die Kommission die von diesen Unternehmen
eingereichten MWB- und IB-Antrige. Diese Bewertung umfasste ebenfalls zwei Unternehmen, die der Kommission
gemeldet wurden und bei denen sich nach der Unterrichtung durch Anmerkungen von FESI und der Footwear
Coalition herausstellte, dass sie mit einem chinesischen ausfithrenden Hersteller verbunden sind, der Gegenstand
der aktuellen Bewertung ist.

(37) Insgesamt bewertete die Kommission in dieser Verordnung die MWB- und IB-Antrige folgender Unternehmen:
Fujian Viscap Shoes Co. Ltd, Vietnam Ching Luh Shoes Co. Ltd, Vinh Thong Producing-Trading-Service Co. Ltd,
Qingdao Tae Kwang Shoes Co. Ltd, Maystar Footwear Co. Ltd, Lien Phat Company Ltd, Qingdao Sewon Shoes
Co. Ltd, Panyu Pegasus Footwear Co. Ltd, PanYu Leader Footwear Corporation, Panyu Hsich Da Rubber Co. Ltd,
An Loc Joint Stock Company, Qingdao Changshin Shoes Company Limited, Chang Shin Vietnam Co. Ltd,
Samyang Vietnam Co. Ltd, Qingdao Samho Shoes Co. Ltd, Min Yuan, Chau Giang Company Limited, Foshan
Shunde Fong Ben Footwear Industrial Co. Ltd und Dongguan Texas Shoes Limited Co.

B. DURCHFUHRUNG DES URTEILS DES GERICHTSHOFS IN DEN VERBUNDENEN RECHTSSACHEN
C-659/13 UND C-34/14 BETREFFEND EINFUHREN AUS CHINA

(38) Die Kommission hat die Moglichkeit, die streitige Verordnung nur in den Punkten zu &ndern, die ihre
Nichtigerklarung zur Folge hatten, und die Teile der Bewertung, die nicht von dem Urteil (*3 betroffen sind,
unverdndert zu lassen.

(39) Mit dieser Verordnung sollen die Aspekte der streitigen Verordnung korrigiert werden, die nicht mit der
Grundverordnung in Einklang standen und die somit, soweit die in Erwdgungsgrund 37 genannten ausfithrenden
Hersteller betroffen sind, zur Nichtigerkldrung fuhrten.

(40)  Alle anderen Feststellungen in der streitigen Verordnung und in der Durchfithrungsverordnung (EU)
Nr. 1294/2009, die nicht vom Gerichtshof fiir nichtig erkliart wurden, bleiben weiterhin giiltig und werden
hiermit in die vorliegende Verordnung iibernommen.

(41) Daher beschrinken sich die nachfolgenden Erwidgungsgriinde auf die neue Bewertung, die mit Blick auf die
Durchfithrung der Urteile des Gerichtshofs notwendig ist.

(42) Die Kommission hat gepriift, ob fir die in Erwdgungsgrund 37 genannten ausfithrenden Hersteller (im Folgenden
,betroffene ausfithrende Hersteller), die MWB/IB-Antrige fiir den Untersuchungszeitraum eingereicht hatten, die
Bedingungen fiir eine MWB oder eine IB gegeben waren. Dabei geht es darum, festzustellen, inwieweit die
betroffenen Einfihrer Anspruch auf Erstattung des entrichteten Antidumpingzolls in Bezug auf Antidumpingzolle
haben, die sie auf Ausfuhren dieser Lieferanten entrichtet haben.

(43)  Sollte aus dieser Priifung hervorgehen, dass den betroffenen ausfithrenden Herstellern, deren Ausfuhren dem von
den betroffenen Einfithrern entrichteten Antidumpingzoll unterworfen waren, eine MWB hitte gewihrt werden
miissen, miisste dem betreffenden ausfithrenden Hersteller ein unternehmensspezifischer Zollsatz zuerkannt
werden und die Erstattung des Zolls wiirde auf einen Betrag begrenzt, der der Differenz zwischen dem
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entrichteten Zoll und dem unternehmensspezifischen Zoll entspricht, also bei Einfuhren aus China der Differenz
zwischen 16,5 % und dem Zoll, der fiir das einzige ausfithrende Unternehmen in der Stichprobe, dem eine MWB
gewihrt wurde, festgelegt wurde, namlich 9,7 %, und bei Einfuhren aus Vietnam der Differenz zwischen 10 %
und dem unternchmensspezifischen Zollsatz, der gegebenenfalls fiir den betroffenen ausfithrenden Hersteller
festgelegt wurde.

(44)  Sollte aus der Priifung hervorgehen, dass einem ausfithrenden Hersteller, fiir den eine MWB abgelehnt wurde, eine
IB hitte gewdhrt werden miissen, miisste dem betroffenen ausfithrenden Hersteller ein unternehmensspezifischer
Zollsatz zuerkannt werden und die Erstattung des Zolls wiirde auf einen Betrag begrenzt, der der Differenz
zwischen dem entrichteten Zoll, d. h. 16,5 % bei Einfuhren aus China und 10 % bei Einfuhren aus Vietnam, und
dem fir den betroffenen ausfilhrenden Hersteller gegebenenfalls berechneten unternehmensspezifischen Zoll
entspricht.

(45)  Sollte hingegen aus der Priifung der MWB- und IB-Antrige hervorgehen, dass sowohl eine MWB als auch eine IB
zu verweigern sind, kann keine Erstattung von Antidumpingzéllen gewahrt werden.

(46) Wie in Erwidgungsgrund 12 dargelegt, hat der Gerichtshof die streitige Verordnung und die Durchfithrungs-
verordnung (EU) Nr. 1294/2009 in Bezug auf Ausfuhren bestimmter Schuhe bestimmter chinesischer und
vietnamesischer ausfilhrender Hersteller fiir nichtig erklirt, insofern als die Kommission nicht die von diesen
ausfithrenden Herstellern gestellten MWB- und IB-Antrige gepriift hatte.

(47)  Folglich priifte die Kommission die MWB- und IB-Antrdge der betroffenen ausfithrenden Hersteller, um den fiir
ihre Ausfuhren geltenden Zollsatz zu bestimmen. Diese Priifung ergab, dass mit den bereitgestellten
Informationen nicht der Nachweis erbracht wurde, dass die betroffenen ausfithrenden Hersteller unter marktwirt-
schaftlichen Bedingungen tdtig waren bzw. dass sie die Voraussetzungen fiir eine individuelle Behandlung erfiillten
(detaillierte Erlduterungen unter Erwdgungsgrund 48 ft.).

1. Priifung der MWB-Antrige

(48)  Es ist darauf hinzuweisen, dass die Beweislast dem Hersteller obliegt, der nach Artikel 2 Absatz 7 Buchstabe b der
Grundverordnung eine MWB beantragt. Zu diesem Zweck sicht Artikel 2 Absatz 7 Buchstabe ¢ Unterabsatz 1
vor, dass der vom Hersteller eingereichte Antrag ausreichendes Beweismaterial, wie in der Bestimmung definiert,
dahin gehend enthalten muss, dass der Hersteller unter marktwirtschaftlichen Bedingungen titig ist. Daher sind
die Organe der Union nicht zu dem Nachweis verpflichtet, dass der Hersteller die Voraussetzungen fiir die
Zuerkennung dieses Status nicht erfiillt. Dagegen haben die Unionsorgane zu beurteilen, ob die vom betroffenen
Hersteller vorgelegten Nachweise als Beleg dafiir ausreichen, dass die Kriterien des Artikels 2 Absatz 7
Buchstabe ¢ Unterabsatz 1 der Grundverordnung erfillt sind, sodass ihm eine MWB zuerkannt werden kann, und
der Unionsrichter hat zu priifen, ob diese Beurteilung offensichtlich fehlerhaft ist (Rn. 32 des Urteils in der
Rechtssache C-249/10 P und Rn. 24 des Urteils in der Rechtssache C-247/10 P).

(49) Nach Artikel 2 Absatz 7 Buchstabe ¢ der Grundverordnung miissen alle fiinf in diesem Artikel aufgefithrten
Kriterien erfiillt sein, damit einem ausfithrenden Hersteller eine MWB gewihrt werden kann. Daher war die
Kommission der Auffassung, dass die Nichterfiillung mindestens eines Kriteriums ausreichte, um den MWB-
Antrag abzulehnen.

(50) Keiner der betroffenen ausfithrenden Hersteller war imstande, nachzuweisen, dass er das erste Kriterium
(Unternehmensentscheidungen) erfiillte. Die Kommission hat im Einzelnen festgestellt, dass der Grofteil der
betroffenen ausfiihrenden Hersteller (Unternehmen 7, 11, 12, 13, 14, 16, 17, 18, 19, 20, 21, 22, 23, 24, 25) (¥
ihre fir den Inlandsmarkt und die Ausfuhrmirkte bestimmten Verkaufsmengen nicht frei bestimmen konnten. In
diesem Zusammenhang kam die Kommission zu dem Schluss, dass Produktionsbeschrinkungen und/oder eine
Beschrinkung der Verkaufsmengen auf bestimmten Mirkten (dem Inlandsmarkt und den Ausfuhrmirkten)
bestanden. Ferner machten einige der betroffenen ausfithrenden Hersteller (Unternehmen 8, 9, 10, 15) keine
wesentlichen und vollstindigen Angaben (z. B. Nachweise betreffend die Struktur und das Kapital des
Unternehmens oder Nachweise und Erlduterungen betreffend die Entscheidungsfindung in den Unternehmen), um
nachzuweisen, dass ihre Unternehmensentscheidungen auf der Grundlage von Marktsignalen ohne nennenswerten
Einfluss des Staates getroffen werden.

(51) Im Hinblick auf das zweite Kriterium (Buchfithrung) waren die Unternehmen 8, 10, 13, 14, 15, 16, 17, 19, 20,
21, 24 und 25 zudem nicht imstande nachzuweisen, dass sie iiber eine einzige klare Buchfithrung verfiigen, die
von unabhingigen Stellen nach internationalen Buchfithrungsgrundsitzen gepriift wird. Die Priffung der MWB-
Antrige hat insbesondere gezeigt, dass diese Unternechmen der Kommission entweder keine Stellungnahme bzw.
keinen Bericht eines unabhingigen Priifers vorgelegt hatten oder dass ihre Buchfithrung nicht gepriift wurde oder
dass es an Erlduterungen zu verschiedenen Posten der Bilanz und der Gewinn- und Verlustrechnung mangelte.
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(52) In Bezug auf das dritte Kriterium (Vermogenswerte und ,iibertragene” Verzerrungen) konnten die Unternehmen
7,8,9,10,11, 13, 15, 16, 17, 18, 19, 22, 23 und 25 nicht nachweisen, dass keine Verzerrungen mehr bestehen,
die von dem fritheren nichtmarktwirtschaftlichen System herrithren. Diese Unternehmen machten vor allem keine
wesentlichen und vollstindigen Angaben unter anderem zu den Vermogenswerten des Unternehmens sowie zu
den Bedingungen und zum Wert der Landnutzungsrechte.

(53)  Schlieflich bewertete die Kommission aus den in Erwigungsgrund 49 dargelegten Griinden bei keinem der
betroffenen ausfithrenden Hersteller das vierte Kriterium (Eigentums- und Insolvenzvorschriften) und das fiinfte
Kriterium (Wahrungsumrechnungen). Die Kommission hat die betroffenen ausfithrenden Hersteller iiber die
Ergebnisse der Bewertung der MWB-Antriige unterrichtet und sie aufgefordert, ihre Stellungnahmen abzugeben.
Es gingen keine Stellungnahmen ein.

2. Priifung der IB-Antrige

(54) In Artikel 9 Absatz 5 der Grundverordnung in der Fassung vor ihrer Anderung ist festgelegt, dass, wenn
Artikel 2 Absatz 7 Buchstabe a der Verordnung Anwendung findet, unternehmensspezifische Zolle fiir diejenigen
Ausfiihrer festgesetzt werden, die nachweisen konnen, dass sie alle in Artikel 9 Absatz 5 der Grundverordnung in
der Fassung vor ihrer Anderung festgelegten Kriterien erfiillen.

(55) Wie in Erwdgungsgrund 48 dargelegt, ist darauf hinzuweisen, dass die Beweislast dem Hersteller obliegt, der nach
Artikel 9 Absatz 5 der Grundverordnung in der Fassung vor ihrer Anderung eine IB beantragt. Zu diesem Zweck
sieht Artikel 9 Absatz 5 Unterabsatz 1 vor, dass der vom Hersteller eingereichte Antrag ordnungsgemaf
begriindet sein muss. Daher sind die Organe der Union nicht zu dem Nachweis verpflichtet, dass der Ausfithrer
die Voraussetzungen fir die Zuerkennung dieses Status nicht erfullt. Die Unionsorgane miissen vielmehr
beurteilen, ob die vom betroffenen Ausfithrer vorgelegten Nachweise als Beleg dafiir ausreichen, dass die Kriterien
des Artikels 9 Absatz 5 der Grundverordnung in der Fassung vor ihrer Anderung erfiillt sind, sodass ihm eine IB
gewihrt werden kann.

(56) Im Einklang mit Artikel 9 Absatz 5 der Grundverordnung in der Fassung vor ihrer Anderung miissen die
Ausfithrer auf der Grundlage eines ordnungsgemifl begriindeten Antrags nachweisen, dass alle funf dort
aufgelisteten Kriterien erfiillt sind, sodass ihnen eine IB gewihrt werden kann. Daher war die Kommission der
Auffassung, dass die Nichterfllung mindestens eines Kriteriums ausreichte, um den IB-Antrag abzulehnen.

(57)  Es handelt sich um folgende fiinf Kriterien:

(1) Die Ausfuhrer konnen, sofern es sich um ganz oder teilweise in auslindischem Eigentum befindliche
Unternehmen oder Joint Ventures handelt, Kapital und Gewinne frei zuriickfithren;

(2) die Ausfuhrpreise und -mengen sowie die Verkaufsbedingungen werden frei festgelegt;

(3) die Mehrheit der Anteile ist im Besitz von Privatpersonen; staatliche Vertreter, die im Leitungsgremium sitzen
oder Schliisselpositionen im Management bekleiden, sind entweder in der Minderheit oder das Unternehmen
ist dennoch nachweislich von staatlichen Eingriffen hinreichend unabhingig;

(4) Wihrungsumrechnungen erfolgen zu Marktkursen; und

(5) der Staat nimmt nicht in einem solchen MafSe Einfluss, dass Maffnahmen umgangen werden konnen, wenn
fir einzelne Ausfithrer unterschiedliche Zollsitze festgesetzt werden.

(58) Alle neunzehn betroffenen ausfithrenden Hersteller, die einen MWB-Antrag gestellt hatten, beantragten zudem
eine IB fiir den Fall, dass ihnen eine MWB verweigert wird. Demnach bewertete die Kommission die IB-Antrige
jedes betroffenen ausfithrenden Herstellers.

(59) In Bezug auf das erste Kriterium (Riickfihrung von Kapital und Gewinnen) brachten die Unternehmen 9 und 20
keine Nachweise bei, dass sie Kapital und Gewinne frei zuriickfihren konnten, und wiesen somit die Erfillung
dieses Kriteriums nicht nach.

(60) Im Hinblick auf das zweite Kriterium (freie Festlegung der Ausfuhrmengen und -preise) kam die Kommission zu
dem Schluss, dass die Unternehmen 7, 8, 11, 12, 13, 14, 15, 16, 17, 18, 20, 21, 22, 23 und 24 nicht den
Nachweis erbrachten, dass Geschiftsentscheidungen, z. B. beziiglich der Ausfuhrpreise und -mengen, sowie die
Verkaufsbedingungen frei und auf der Grundlage von Marktsignalen getroffen bzw. festgelegt wurden, da die
untersuchten Nachweise, beispielsweise die Satzungen oder Geschiftslizenzen, auf eine Beschrinkung der
Produktion und/oder der Verkaufsmengen von Schuhen auf bestimmten Mirkten schliefen liefen.
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(61) In Bezug auf das dritte Kriterium (hinreichende Unabhingigkeit des Unternehmens — hinsichtlich Anteilsbesitz
und Management — von staatlichen Eingriffen) konnten die Unternehmen 7, 8, 9, 10, 13, 15, 16, 17, 18, 19,
22, 23 und 25 nicht die erforderlichen Informationen vorlegen, um nachzuweisen, dass sie hinreichend
unabhingig von staatlichen Eingriffen sind. Es wurden unter anderem keine Angaben dazu gemacht, wie und zu
welchen Bedingungen diesen Unternehmen Landnutzungsrechte iibertragen wurden.

(62)  Ferner wiesen die Unternehmen 8, 10, 17, 18 und 25 auch nicht nach, dass sie die Anforderungen des funften
Kriteriums (Umgehung) erfiillen, da sie keine Informationen tiber den Ablauf von Entscheidungsprozessen
innerhalb des Unternehmens vorgelegt hatten.

(63)  Schlieflich bewertete die Kommission in Erwdgung der Bestimmungen, auf die in Erwdgungsgrund 56 Bezug
genommen wird, bei keinem der betroffenen ausfihrenden Hersteller das vierte Kriterium (Wahrungsum-
rechnungen erfolgen zu Marktkursen).

(64)  Somit erfiillte keiner der neunzehn betroffenen ausfithrenden Hersteller die Kriterien des Artikels 9 Absatz 5 der
Grundverordnung in der Fassung vor ihrer Anderung; deshalb wurde allen eine IB verweigert. Die Kommission
hat die betroffenen ausfithrenden Hersteller hieriiber unterrichtet und sie aufgefordert, ihre Stellungnahmen
abzugeben. Es gingen keine Stellungnahmen ein.

(65) Daher sollte fiir die Geltungsdauer der Verordnung (EG) Nr. 1472/2006 fiir die Ausfuhren der neunzehn
betroffenen ausfithrenden Hersteller der fiir China bzw. Vietnam geltende residuale Antidumpingzoll in Hohe von
16,5 % bzw. 10 % eingefithrt werden. Die Geltungsdauer der Verordnung erstreckte sich urspriinglich vom
7. Oktober 2006 bis zum 7. Oktober 2008. Nach der Einleitung einer Auslaufuberpriifung wurde sie am
30. Dezember 2009 bis zum 31. Marz 2011 verldngert. Die in den Urteilen festgestellte Rechtswidrigkeit besteht
darin, dass die Organe der Union nicht ermittelt haben, ob fiir die von den betroffenen ausfithrenden Herstellern
hergestellten Waren der residuale Zollsatz oder ein unternehmensspezifischer Zollsatz gelten sollte. Auf der Basis
der vom Gerichtshof festgestellten Rechtswidrigkeit gibt es keinen rechtlichen Grund fiir eine vollstindige
Befreiung der von den betroffenen ausfithrenden Herstellern hergestellten Waren von Antidumpingzollen. Mit
einem neuen Rechtsakt zur Beseitigung der vom Gerichtshof festgestellten Rechtswidrigkeit muss daher nur der
geltende Antidumpingzollsatz erneut iiberpriift werden, nicht aber die Mafinahmen selbst.

(66) Da der Schluss gezogen wird, dass der fir China bzw. Vietnam geltende Residualzoll in Bezug auf die betroffenen
ausfithrenden Hersteller zu demselben Satz wieder eingefithrt werden sollte, der urspriinglich mit der streitigen
Verordnung und mit der Durchfithrungsverordnung (EU) Nr. 1294/2009 eingefithrt wurde, sind Anderungen der
Verordnung (EG) Nr. 388/2008 nicht erforderlich. Die letztgenannte Verordnung bleibt weiterhin giiltig.

C. SCHLUSSFOLGERUNGEN

(67) Nach Berticksichtigung und Analyse der tibermittelten Stellungnahmen wurde der Schluss gezogen, dass der fiir
China bzw. Vietnam geltende residuale Antidumpingzoll, d. h. 16,5 % bzw. 10 %, fur die Geltungsdauer der
streitigen Verordnung wieder eingefiihrt werden sollte.

D. UNTERRICHTUNG

(68) Die betroffenen ausfithrenden Hersteller sowie alle Parteien, die sich gemeldet hatten, wurden iber die
wesentlichen Fakten und Erwidgungen unterrichtet, auf deren Grundlage die Wiedereinfithrung des endgiiltigen
Antidumpingzolls auf die Ausfuhren der neunzehn betroffenen ausfithrenden Hersteller empfohlen werden sollte.
Nach dieser Unterrichtung wurde ihnen eine Frist zur Stellungnahme eingerdumt.

E. STELLUNGNAHMEN INTERESSIERTER PARTEIEN NACH DER UNTERRICHTUNG

(69) Nach der Unterrichtung sind bei der Kommission Stellungnahmen im Namen i) von FESI und der Footwear
Coalition (*%), Vertreter von in der Union ansissigen Einfithrern von Schuhen, sowie ii) von Cortina NV (im
Folgenden ,Cortina“), einem in der Union ansdssigen Einfiithrer von Schuhen, eingegangen.

(70)  FESI und die Footwear Coalition stellten in ihren Stellungnahmen zunichst fest, dass sich diese Durchfiihrungs-
verordnung auf dieselbe Rechtsgrundlage stiitze wie die anderen Verordnungen, die die Kommission bereits im
Zusammenhang mit demselben Durchfithrungsverfahren erlassen hat, nimlich die Durchfithrungsverordnungen
(EU) 2016/1395, (EU) 2016/1647, (EU) 2016/1731 und (EU) 2016/2257. In ihrer Reaktion verwiesen sie daher
auf ihre Stellungnahmen vom 16. Dezember 2015, 6. Juni 2016, 16. Juni 2016 beziehungsweise 11. August
2016 zu den vorgenannten Verordnungen, ohne jedoch niher ins Detail zu gehen.



L 64/80 Amtsblatt der Europdischen Union 10.3.2017

(71) Die Kommission verweist diesbeziiglich auf die Durchfithrungsverordnungen (EU) 2016/1395, (EU) 2016/1647,
(EU) 2016/1731 und (EU) 2016/2257, in denen ausfihrlich auf die Stellungnahmen eingegangen wird, die FESI
und die Footwear Coalition im Zusammenhang mit der jetzigen Durchfithrungsverordnung abgegeben haben. Da
FESI und die Footwear Coalition ihre Argumentation nicht weiter ausgearbeitet haben, ist die Kommission der
Auffassung, dass die genannten Verordnungen bereits simtliche Antworten enthalten; die in den Verordnungen
gezogenen Schlussfolgerungen werden hiermit bekraftigt.

(72) Dariiber hinaus gaben FESI und die Footwear Coalition Stellungnahmen ab, auf die nachstehend genauer
eingegangen wird.

Status der in Anhang III aufgefithrten Unternehmen

(73)  FESI und die Footwear Coalition machten geltend, dass die von der Kommission verfolgte Herangehensweise im
Hinblick auf die in Anhang III aufgefiihrten Unternehmen rechtswidrig sei. Demnach habe die Kommission mit
der Auffilhrung von Unternehmen, die mit Unternehmen verbunden seien, welche im Rahmen der Durchfiih-
rungsverordnungen (EU) 2016/1395, (EU) 2016/1647, (EU) 2016/1731 bzw. (EU) 2016/2257 bereits bewertet
worden seien, in Anhang Il gegen das Konzept der ,wirtschaftlichen Einheit* verstoflen, das indes bei der
Ausgangsuntersuchung zur Anwendung gekommen sei. Zudem fithre eine solche Herangehensweise zu
rechtlichen Unvereinbarkeiten, da die Kommission mithilfe der vorgenannten Verordnungen Antidumpingzolle
fur diese Unternehmen wiedereingefithrt habe, wohingegen dieselben Unternechmen in Anhang III als
Unternehmen, die offenbar keine MWB/[IB-Antrige im Rahmen der Ausgangsuntersuchung gestellt hitten,
aufgefithrt wiirden.

(74) Im Falle von unabhingigen Hindlern sei eine Auffithrung in Anhang III in keinem Fall erforderlich, da fiir sie
nicht das rechtliche Erfordernis bestanden habe, im Rahmen der Ausgangsuntersuchung Antrige auf MWB/IB zu
stellen.

(75) In Bezug auf Unternehmen, die mit chinesischen bzw. vietnamesischen Lieferanten, welche im Rahmen der
Ausgangsuntersuchung eine MWB/IB beantragt hitten, jedoch noch nicht in einer der in Erwigungsgrund 63
erwihnten Verordnungen im Rahmen der Durchfithrung der in Erwidgungsgrund 12 erwihnten Urteile bewertet
worden seien, verbunden seien, machten FESI und die Footwear Coalition schlieflich geltend, dass auch diese
Unternehmen nicht in Anhang III hitten aufgefithrt werden sollen. Es wurde insbesondere behauptet, dass solch
eine Herangehensweise die Kommission kiinftig daran hindern werde, eine Priifung der MWB/IB-Antrige ihrer
verbundenen Lieferanten in China bzw. Vietnam vorzunehmen. Dieselben Parteien brachten ferner vor, dass die
Kommission verpflichtet sei, aus dem Verzeichnis der von den nationalen Zollbehorden gemeldeten Unternehmen
die Unternechmen/Handler zu ermitteln, die ein und derselben Unternechmensgruppe angehéren wiirden, und zu
bestimmen, ob sie zu einem der chinesischen bzw. vietnamesischen ausfithrenden Hersteller gehoren wiirden, die
wihrend der Ausgangsuntersuchung einen MWB/IB-Antrag gestellt hitten, jedoch im Rahmen der Ausgangsun-
tersuchung nicht in die Stichprobe einbezogenen worden seien. Andernfalls wiirde die Kommission den
interessierten Parteien eine unmagliche Beweislast auferlegen.

(76) Wie in Erwdgungsgrund 34 dargelegt, nannten FESI und die Footwear Coalition nach der Unterrichtung
tatsachlich Unternehmen, die mit chinesischen oder vietnamesischen ausfithrenden Herstellern verbunden waren,
welche in der Ausgangsuntersuchung einen MWB/IB-Antrag gestellt hatten, aber nicht in die Stichprobe
einbezogen und auch nicht im Rahmen der in den Erwigungsgriinden 18 bis 20 und 25 genannten Durchfiih-
rungsmaflnahmen bewertet worden waren. Die von diesen interessierten Parteien vorgelegten Informationen
bestitigten sich nach Aktenlage, sodass die MWB/[IB-Antrdge dieser Unternchmen gepriift werden. Das Ergebnis
dieser Prifung wird Gegenstand eines eigenen Rechtsakts sein. Dem Vorbringen zu diesen Unternehmen wurde
somit zugestimmt, und sie werden nicht in Anhang III aufgefiihrt.

(77)  Im Hinblick auf die (mit chinesischen oder vietnamesischen Lieferanten verbundenen oder nicht verbundenen)
Hindler, die eine Erstattung der entrichteten Zolle beantragten, ist die Kommission der Auffassung, dass die
Beweislast bei den Handlern selbst liegt.

(78) Von keinem der in Anhang III aufgefithrten Hindler (mit Ausnahme der in Erwigungsgrund 76 genannten)
wurden jedoch Informationen oder Nachweise zu ihren Lieferanten in China oder Vietnam vorgelegt.

(79) Die Kommission erkennt jedoch an, dass moglicherweise nicht allen Einfihrern, die Schuhe von diesen
Handelsunternehmen bezogen, bekannt war, dass der Kommission die Namen der ausfihrenden Hersteller
mitzuteilen waren, bei denen diese Hindler ihre Schuhe einkauften. Um die umfassende Wahrung ihrer Verteidi-
gungsrechte sicherzustellen, hat die Kommission daher entschieden, sich eigens mit den betreffenden Einfithrern
in Verbindung zu setzen, sie tiber die Lage aufzukliren und auf ihre Beweislast hinzuweisen. Damit ausreichend
Zeit fur die Durchfiihrung dieses Beschlusses bleibt, wird die Prifung der in Anhang III aufgefiihrten
Unternechmen voriibergehend ausgesetzt, bis die Kommission Kontakt mit den betreffenden Einfithrern
aufgenommen und ihnen Zeit zur Reaktion gegeben hat. Die Frist von acht Monaten fiir die Bewertung der
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MWB/IB-Antrige beginnt an dem Tag, an dem der Einfilhrer der Kommission die Namen und Anschriften der
betroffenen ausfithrenden Hersteller mitteilt, oder, falls innerhalb der von der Kommission gesetzten Frist keine
Antwort eintrifft, mit Ablauf dieser Frist.

Aussetzung der laufenden Durchfithrung

(80)  FESI und die Footwear Coalition machten geltend, dass die Kommission im Interesse der Rechtssicherheit keine
weiteren Rechtsakte zur Durchfithrung des Urteils des Gerichtshofs in den verbundenen Rechtssachen C-659/13
und C-34/14 erlassen und veroffentlichen solle, solange der Gerichtshof nicht iiber das laufende Vorabentschei-
dungsersuchen zur Giltigkeit der Durchfithrungsverordnung (EU) 2016/223 (sieche Erwdgungsgrund 23) und zur
Giiltigkeit der Durchfithrungsverordnung (EU) 2016/1647 (siche Erwdgungsgrund 19) und der Durchfithrungs-
verordnung (EU) 2016/1731 (siche Erwidgungsgrund 20) entschieden habe. In diesem Zusammenhang wurde
argumentiert, dass Klagen gegen von den Organen erlassene Rechtsakte zwar keine aufschiebende Wirkung
hitten, Artikel 278 AEUV im vorliegenden Fall aber gar keine Anwendung finde, da diesbeziiglich nicht gefordert
werde, die Durchfihrungsverordnung (EU) 2016/223 auszusetzen, sondern vom Erlass weiterer Verordnungen
zur Wiedereinfithrung eines endgiiltigen Antidumpingzolls auf die Einfuhren von Schuhen aus China und
Vietnam abzusehen. Aus denselben Griinden wurde argumentiert, dass es sich bei den Urteilen in der Rechtssache
Zuckerfabrik Siiderdithmarschen/Altana um keine rechtserheblichen Verweise handele.

(81) Was den Artikel 278 AEUV und die Urteile in der Rechtssache Zuckerfabrik Siiderdithmarschen/Altana angeht, teilt
die Kommission die Auffassung von FESI und der Footwear Coalition, dass diese Rechtsprechung bei der
Bewertung, ob die Durchfihrung des Urteils des Gerichtshofs in den verbundenen Rechtssachen C-659/13 und
C-34/14 auszusetzen ist oder nicht, keine Anwendung findet. Die Kommission ist jedoch der Auffassung, dass sie
zur Durchfithrung dieses Urteils in einem angemessenen Zeitrahmen verpflichtet ist und dass laufende Gerichts-
verfahren betreffend frithere Rechtsakte zur Durchfihrung dieses Urteils keinen triftigen Grund darstellen, die
Durchfithrung des Urteils nicht zum Abschluss zu bringen. Sie ist insbesondere der Meinung, dass damit den
interessierten Parteien aufler FESI und der Footwear Coalition die Ausiibung ihrer Rechte im Rahmen des
Verwaltungsverfahrens sowie in einem maglichen Gerichtsverfahren vorenthalten wiirde.

(82) Im Hinblick auf die Giiltigkeit der Durchfithrungsverordnungen (EU) 2016/1647 und (EU) 2016/1731 machten
FESI und die Footwear Coalition geltend, dass in Anbetracht des Umstands, dass bei der letztgenannten und jeder
neuen Verordnung zur Wiedereinfithrung endgiiltiger Zolle auf die Einfuhren von Schuhen mit Ursprung in
China und Vietnam die Rechtsgrundlage dieselbe sei, die Herangehensweise und die Begriindung der Kommission
sowie die Nichtigerklirung der Durchfihrungsverordnungen (EU) 2016/1647 und (EU) 2016/1731 auch zur
Folge hitten, dass jede weitere dhnliche Verordnung gleichermaffen ungiiltig wire. Die Herangehensweise der
Kommission spiegele daher nicht wider, dass sie aufrichtig um die Durchfihrung des Urteils in den in
Erwigungsgrund 12 erwihnten verbundenen Rechtssachen C-659/13 C§&J Clark International und C-34/14 Puma
bemiiht sei.

(83) FESI und die Footwear Coalition argumentierten schlieflich, die Durchfithrung des vorgenannten Urteils sei
keiner vom Gerichtshof bestimmten Frist unterworfen und habe negative Auswirkungen fiir die in der Union
ansissigen Einfithrer, wahrend sie andererseits der Union keinen fiskalischen Vorteil bringe. Aus diesen Griinden
solle die Kommission bis zum Ausgang der in Erwdgungsgrund 80 erwihnten Gerichtsverfahren von der
Durchfithrung des Urteils absehen.

(84)  Die Kommission verweist auf die in Erwagungsgrund 81 dargelegten Griinde.

Verfahrensrechtliche Anforderungen an die Bewertung von MWB- und IB-Antrigen

(85)  FESI und die Footwear Coalition machten geltend, dass die Beweislast bei der Bewertung der MWB/IB-Antrége bei
der Kommission liege, da die chinesischen und vietnamesischen ausfithrenden Hersteller ihrer Beweislast bereits
geniigt hitten, indem sie im Rahmen der Ausgangsuntersuchung den Antrag auf MWB bzw. IB stellten. FESI und
die Footwear Coalition brachten zudem vor, dass den von der vorliegenden Durchfithrungsverordnung
betroffenen ausfihrenden Herstellern dieselben Verfahrensrechte hitten eingerdumt werden sollen wie den
ausfithrenden Herstellern, die im Rahmen der Ausgangsuntersuchung in die Stichprobe einbezogen worden seien.
FESI und die Footwear Coalition argumentierten insbesondere, dass anstatt Kontrollbesuchen vor Ort lediglich
eine Priifung anhand von Unterlagen vorgenommen und den chinesischen und vietnamesischen ausfithrenden
Herstellern nicht die Moglichkeit geboten worden sei, ihre MWB/[IB-Antrdge anhand von Schreiben zur
Anforderung fehlender Informationen zu ergidnzen.

(86) FESI und die Footwear Coalition machten weiter geltend, dass fiir die von dieser Durchfithrungsverordnung
betroffenen ausfilhrenden Hersteller nicht dieselben Verfahrensgarantien, wie sie in standardmédfigen
Antidumpinguntersuchungen zur Anwendung kdmen, vorgesehen gewesen seien, sondern strengere Standards
gegolten hitten. FESI und die Footwear Coalition brachten vor, die Kommission habe den zeitlichen Abstand
zwischen der Einreichung der MWB/IB-Antrige im Rahmen der Ausgangsuntersuchung und der Priifung dieser
Antrige nicht berticksichtigt. Zudem habe man den ausfithrenden Herstellern im Rahmen der Ausgangsun-
tersuchung anstatt der tiblichen 21 Tage nur 15 Tage Zeit gewihrt, die MWB/IB-Antrdge auszufiillen.
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(87)  Auf dieser Grundlage machten FESI und die Footwear Coalition geltend, der allgemeine Rechtsgrundsatz, den
interessierten Parteien die vollstindige Moglichkeit zu gewihren, ihre Verteidigungsrechte nach Artikel 41 der
Charta der Grundrechte der Europdischen Union und Artikel 6 des Vertrags iiber die Europdische Union (EUV)
auszuiiben, sei nicht eingehalten worden. Folglich habe die Kommission ihre Befugnisse missbraucht und die
Beweislast in der Phase der Durchfuhrung effektiv umgekehrt, indem sie es den ausfithrenden Herstellern nicht
ermdglicht habe, liickenhafte Informationen zu vervollstandigen.

(88)  Schlieflich behaupteten FESI und die Footwear Coalition zudem, dass diese Herangehensweise eine
Diskriminierung nicht nur gegeniiber den chinesischen und vietnamesischen ausfithrenden Herstellern darstelle,
die im Rahmen der Ausgangsuntersuchung in die Stichprobe einbezogen worden seien, sondern auch gegeniiber
anderen in nichtmarktwirtschaftlichen Lindern ansdssigen ausfilhrenden Herstellern, die einer Antidumpingun-
tersuchung unterworfen seien und im Rahmen dieser Untersuchung Antrige auf MWB oder IB gestellt hitten.
Demnach solle fiir die chinesischen und vietnamesischen Unternehmen, die von der vorliegenden Durchfithrungs-
verordnung betroffen seien, beziiglich der Informationsbereitstellung nicht der gleiche Schwellenwert wie in einer
tiblichen 15-monatigen Untersuchung gelten, und diese Unternehmen dirften nicht strengeren Verfahrens-
standards unterworfen werden.

(89) FESI und die Footwear Coalition fithrten dariiber hinaus an, die Kommission habe sich faktisch auf nach
Artikel 18 Absatz 1 der Grundverordnung verfiigbare Informationen gestiitzt, ohne jedoch die Verfahrensbe-
stimmungen nach Artikel 18 Absatz 4 der Grundverordnung einzuhalten.

(90) Die Kommission verweist darauf, dass nach der Rechtsprechung die Beweislast dem Hersteller obliegt, der nach
Artikel 2 Absatz 7 Buchstabe b der Grundverordnung eine MWB/IB beantragt. Zu diesem Zweck sieht Artikel 2
Absatz 7 Buchstabe ¢ Unterabsatz 1 vor, dass der vom Hersteller eingereichte Antrag ausreichendes
Beweismaterial, wie in der Bestimmung definiert, dahingehend enthalten muss, dass der Hersteller unter
marktwirtschaftlichen Bedingungen titig ist. Daher sind die Organe nach der Rechtsprechung des Gerichtshofs in
seinen Urteilen in den Rechtssachen Brosmann und Aokang nicht zu dem Nachweis verpflichtet, dass der
Hersteller die Voraussetzungen fur die Zuerkennung dieses Status nicht erfiillt. Die Kommission muss vielmehr
priifen, ob die vom betroffenen Hersteller vorgelegten Nachweise als Beleg dafiir ausreichen, dass die Kriterien des
Artikels 2 Absatz 7 Buchstabe ¢ Unterabsatz 1 der Grundverordnung erfiillt sind, sodass ihm eine MWB oder IB
gewidhrt werden kann (siche Erwidgungsgrund 48). In diesem Zusammenhang sei daran erinnert, dass die
Kommission nicht dazu verpflichtet ist, den ausfilhrenden Hersteller um erginzende Informationen zum MWB|
IB-Antrag zu ersuchen. Die Kommission kann ihre Priifung auf die Informationen stiitzen, die vom ausfithrenden
Hersteller zur Verfiigung gestellt werden.

(91)  Zu dem Argument, sie habe lediglich nach Aktenlage gepriift, weist die Kommission darauf hin, dass die Antrage
auf MWB/IB bei der Priifung nach Aktenlage anhand der Unterlagen bewertet werden, die vom ausfithrenden
Hersteller vorgelegt wurden. Alle MWB/IB-Antrige werden von der Kommission nach Lage der Akten gepriift. Die
Kommission kann beschlieRen, zusitzlich Uberpriifungen vor Ort durchzufithren. Solche Uberpriifungen vor Ort
sind allerdings weder vorgeschrieben, noch werden sie bei jedem Antrag auf MWB/IB durchgefiihrt. Werden
Uberpriifungen vor Ort durchgefiihrt, dienen sie in der Regel dazu, eine bestimmte vorliufige Einschitzung der
Organe zu bestdtigen und/oder den Wahrheitsgehalt der vom betroffenen ausfihrenden Hersteller vorgelegten
Informationen zu iberpriffen. Mit anderen Worten: Geht aus den vom ausfithrenden Hersteller vorgelegten
Nachweisen eindeutig hervor, dass eine MWB/IB nicht gerechtfertigt ist, dann unterbleibt iblicherweise der
zusitzliche fakultative Schritt, eine Uberpriifung vor Ort durchzufithren. Ob eine Uberpriifung vor Ort angezeigt
ist, liegt im Ermessen der Kommission (*). Die Entscheidung, mit welchen Mitteln die Informationen in einem
MWB/IB-Antrag iiberpriift werden, liegt im Ermessen dieses Organs. Entscheidet die Kommission also, wie im
vorliegenden Fall, nach Priifung der Akten, dass sie iiber ausreichende Informationen verfiigt, um wber einen
MWB/IB-Antrag zu entscheiden, ist eine Uberpriifung vor Ort nicht erforderlich und kann nicht verlangt werden.

(92) Zu dem Vorbringen, die Verteidigungsrechte seien durch die Entscheidung der Kommission, fehlende
Informationen nicht schriftlich anzufordern, nicht angemessen gewahrt worden, wird zunichst darauf
hingewiesen, dass es sich bei Verteidigungsrechten um subjektive Rechte handelt und FESI und die Footwear
Coalition keine Verletzung eines subjektiven Rechts anderer Unternechmen geltend machen konnen. Zweitens
weist die Kommission die Behauptung zuriick, es sei Kommissionspraxis, einen umfangreichen Informations-
austausch und ein detailliertes Verfahren zur Erginzung fehlender Informationen durchzufithren, wenn die
Priifung allein anhand der Aktenlage anstatt einer Priifung anhand der Aktenlage mit zusitzlicher Uberpriifung
vor Ort erfolgt. Tatsdchlich konnten FESI und die Footwear Coalition keine Beweise fiir das Gegenteil beibringen.

(93) Ebenso muss das Vorbringen von FESI und der Footwear Coalition in Bezug auf eine Diskriminierung als
unbegriindet zuriickgewiesen werden. Es wird daran erinnert, dass der Gleichbehandlungsgrundsatz dann verletzt
wird, wenn die Organe der Union gleiche Fille unterschiedlich behandeln und dadurch manche Hindler
gegeniiber anderen benachteiligen, ohne dass diese Ungleichbehandlung durch objektive Unterschiede von
einigem Gewicht gerechtfertigt ist (*). Genau das tut die Kommission eben nicht: Indem sie die nicht in die
Stichprobe einbezogenen ausfithrenden Hersteller aus China und Vietnam dazu auffordert, MWB/IB-Antrige zur
erneuten Priiffung einzureichen, will sie diese vormals nicht in die Stichprobe einbezogenen ausfithrenden
Hersteller mit jenen gleichstellen, die im Rahmen der Ausgangsuntersuchung in die Stichprobe einbezogen
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worden waren. Da zudem in der Grundverordnung hierfiir keine Mindestfrist festgelegt ist, solange der zeitliche
Rahmen fiir diesen Zweck zumutbar ist und den Parteien ausreichend Gelegenheit lasst, die erforderlichen
Informationen (erneut) zusammenzustellen, wihrend gleichzeitig deren Verteidigungsrechte gewahrt bleiben, tritt
keine Diskriminierung ein.

(94) In Bezug auf Artikel 18 Absatz 1 der Grundverordnung nahm die Kommission im vorliegenden Fall die vom
betroffenen ausfithrenden Hersteller bereitgestellten Informationen an, anstatt sie abzulehnen, und nahm die
Priifung auf der Grundlage dieser Informationen vor. Die Kommission wendete Artikel 18 demnach nicht an.
Folglich war die Einhaltung des Verfahrens nach Artikel 18 Absatz 4 der Grundverordnung nicht erforderlich.
Das Verfahren nach Artikel 18 Absatz 4 der Grundverordnung ist in den Fillen einzuhalten, in denen die
Kommission beabsichtigt, bestimmte von der interessierten Partei bereitgestellte Informationen abzulehnen und
stattdessen die verfigbaren Informationen zugrunde zu legen.

Rechtsgrundlage fiir die Wiederaufnahme der Untersuchung

(95) FESI und die Footwear Coalition machten geltend, dass die Kommission gegen Artikel 266 AEUV verstofe, da
dieser Artikel nicht die Rechtsgrundlage fiir die Wiederaufnahme der Untersuchung im Hinblick auf eine aufer
Kraft getretene Maflnahme biete. FESI und die Footwear Coalition wiederholten ferner, dass Artikel 266 AEUV
nicht die riickwirkende Einfilhrung von Antidumpingzéllen erlaube, was auch durch das Urteil des Gerichtshofs
in der Rechtssache C-458/98 P IPS/Rat bestitigt werde.

(96) In diesem Zusammenhang argumentierten FESI und die Footwear Coalition, dass das Antidumpingverfahren, das
Einfuhren von Schuhen aus China und Vietnam betreffe, am 31. Marz 2011 mit dem AufSerkrafttreten der
Mafinahmen abgeschlossen worden sei. Zu diesem Zweck habe die Kommission am 16. Mirz 2011 eine
Bekanntmachung im Amtsblatt der Europdischen Union iiber das AufSerkrafttreten der Zélle (¥) (im Folgenden
,Bekanntmachung tiber das AufSerkrafttreten®) veréffentlicht, der Wirtschaftszweig der Union habe kein Anhalten
des Dumpings geltend gemacht und das Urteil des Gerichtshofs der Europdischen Union habe zudem die
Bekanntmachung tiber das Auflerkrafttreten nicht fiir ungiiltig erklart.

(97) Ferner machten dieselben Parteien geltend, dass die Grundverordnung keine Griinde enthalte, die eine
Wiederaufnahme der Antidumpinguntersuchung durch die Kommission erlaubten.

(98) In diesem Zusammenhang machten FESI und die Footwear Coalition zudem geltend, dass die Wiederaufnahme
der Untersuchung und der Prifung der MWB/IB-Antrige, die von den betroffenen chinesischen und
vietnamesischen ausfithrenden Herstellern im Rahmen der Ausgangsuntersuchung gestellt worden seien, den
allgemeinen Grundsatz der Verjahrung bzw. der Befristung verletze. Dieses Prinzip sei festgelegt im Antidumping-
Ubereinkommen der Welthandelsorganisation (WTO) und in der Grundverordnung, die fiir Mafnahmen eine
Geltungsdauer von finf Jahren vorsihen, sowie in Artikel 236 Absatz 1 und Artikel 221 Absatz 3 des Zollkodex
der Gemeinschaften, die einen Zeitraum von drei Jahren vorsihen, innerhalb dessen Einfithrer ihren Anspruch auf
Erstattung von Antidumpingzollen geltend machen bzw. die nationalen Steuerbehorden Einfuhrzélle und
Antidumpingzolle erheben konnten (*%). Artikel 266 AEUV erlaube keine Abweichung von diesem Grundsatz.

(99)  Schlieflich wurde vorgebracht, dass die Kommission keine Begriindung und keine frithere Rechtsprechung
angefithrt habe, um die Anwendung von Artikel 266 AEUV als Rechtsgrundlage fur die Wiederaufnahme des
Verfahrens zu unterstiitzen.

(100) Beziiglich der fehlenden Rechtsgrundlage fiir die Wiederaufnahme der Untersuchung verweist die Kommission auf
die in Erwdgungsgrund 15 angefithrte Rechtsprechung, der zufolge sie die Untersuchung genau an dem Punkt
wieder aufnehmen kann, an dem die Rechtswidrigkeit eingetreten ist. Nach der Rechtsprechung ist die
Rechtmaifigkeit einer Antidumpingverordnung vor dem Hintergrund der objektiven Normen des Unionsrechts zu
beurteilen und nicht vor dem Hintergrund einer Entscheidungspraxis, selbst wenn es eine solche Praxis gidbe (was
hier nicht der Fall ist). Daher kann eine bisherige (nicht bestehende) Praxis der Kommission keine berechtigten
Erwartungen begriinden: Nach stindiger Rechtsprechung des Gerichts kénnen berechtigte Erwartungen nur dann
entstehen, wenn die Organe konkrete Zusicherungen gegeben haben, aufgrund deren eine interessierte Partei
rechtmifSig auf eine bestimmte Handlungsweise der Unionsorgane schlieffen kann (*). Weder FESI noch die
Footwear Coalition haben den Nachweis versucht, dass im vorliegenden Fall derartige Zusicherungen gegeben
wurden. Dies gilt umso mehr, als die angefithrte frithere Praxis nicht der Sach- und Rechtslage des vorliegenden
Falls angemessen ist und sich die Unterschiede durch die tatsichlichen und rechtlichen Unterschiede zum
vorliegenden Fall erkldren lassen.

(101) Im Einzelnen handelt es sich um folgende Unterschiede: Die vom Gerichtshof festgestellte Rechtswidrigkeit betrifft
nicht die Feststellungen zu Dumping, Schidigung und Unionsinteresse und somit nicht die Einfithrung des Zolls
an sich, sondern lediglich den genauen Zollsatz. Die fritheren Nichtigerkldrungen, auf die sich die interessierten
Parteien stiitzten, betrafen dagegen die Feststellungen zu Dumping, Schidigung und Unionsinteresse. Daher ist es
den Organen erlaubt, den genauen Zollsatz fur die betroffenen ausfithrenden Hersteller neu zu berechnen.
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(102) Insbesondere bestand im vorliegenden Fall keine Notwendigkeit, zusitzliche Informationen von den interessierten
Parteien einzuholen. Die Kommission musste vielmehr Informationen priifen, die bei ihr eingereicht, aber nicht
vor Erlass der Verordnung (EG) Nr. 1472/2006 gepriift worden waren. Jedenfalls begriindet die frithere Praxis in
anderen Fillen, wie in Erwidgungsgrund 100 dargelegt, keine klaren, nicht an Bedingungen gekniipften
Zusicherungen fiir den vorliegenden Fall.

(103) Schlieflich wurden alle Parteien, gegen die sich das Verfahren richtet, d. h. die betroffenen ausfithrenden
Hersteller ebenso wie die Parteien der anhingigen Gerichtsverfahren und der eine dieser Parteien vertretende
Verband, durch die Unterrichtung iiber die mafigeblichen Fakten informiert, auf deren Grundlage die Kommission
beabsichtigt, die vorliegende MWB-Bewertung zu erlassen. Folglich bleiben deren Verteidigungsrechte gewahrt.
Diesbeziiglich ist insbesondere zu beachten, dass unabhingige Einfithrer in einem Antidumpingverfahren keine
Verteidigungsrechte in Anspruch nehmen kénnen, da diese Verfahren nicht gegen sie gerichtet sind.

(104) In Bezug auf das Vorbringen, die fraglichen Maffnahmen seien am 31. Mirz 2011 ausgelaufen, vermag die
Kommission nicht nachzuvollziehen, inwiefern das Auslaufen der Mafinahme im Hinblick darauf relevant sein
sollte, dass die Kommission infolge des Urteils, in dem der urspriingliche Rechtsakt fur nichtig erklirt wurde, den
fur nichtig erklarten Rechtsakt durch einen neuen Rechtsakt ersetzen kann. Im Einklang mit der Rechtsprechung,
auf die in Erwidgungsgrund 15 Bezug genommen wird, wird das Verwaltungsverfahren an dem Punkt wieder
aufgenommen, an dem die Rechtswidrigkeit eingetreten ist.

(105) Die Antidumpingverfahren sind daher infolge der Nichtigerklirung des Rechtsaktes zur Beendigung der Verfahren
noch nicht abgeschlossen. Die Kommission ist verpflichtet, diese Verfahren abzuschlieSen; Artikel 9 Absatz 4 der
Grundverordnung sieht vor, dass eine Untersuchung durch einen Rechtsakt der Kommission abgeschlossen
werden muss.

Artikel 236 des Zollkodex der Gemeinschaften

(106) FESI und die Footwear Coalition machten ferner geltend, dass die Kommission mit der Einleitung des Verfahrens
zur Wiederaufnahme der Untersuchung und der riickwirkenden Einfithrung der Zoélle ihre Befugnisse missbrauche
und den EUV verletzt habe. FESI und die Footwear Coalition fithrten diesbeziiglich an, dass die Kommission nicht
tiber die Befugnis verfiige, durch die Verhinderung der Erstattung der Antidumpingzolle die Anwendung von
Artikel 236 Absatz 1 des Zollkodex der Gemeinschaften zu behindern. Sie argumentierten, dass es den
nationalen Steuerbehorden obliege, die Konsequenzen aus der Nichtigerklarung eines Rechtsakts zur Einfithrung
von Antidumpingzollen zu ziehen, und dass sie dariiber hinaus zur Erstattung der vom Gericht fiir ungiiltig
erklirten Zolle verpflichtet seien.

(107) In diesem Zusammenhang machten FESI und die Footwear Coalition geltend, Artikel 14 Absatz 3 der
Grundverordnung erlaube es der Kommission nicht, von Artikel 236 des Zollkodex der Gemeinschaften
abzuweichen, da beide Rechtsvorschriften einen gleichwertigen Rechtsrang innehitten und die Grundverordnung
nicht als Lex specialis des Zollkodex der Gemeinschaften zu sehen sei.

(108) Des Weiteren verweise Artikel 14 Absatz 3 der Grundverordnung nicht auf Artikel 236 des Zollkodex der
Gemeinschaften und besage lediglich, dass von der Kommission zwar besondere Bestimmungen, nicht aber
Abweichungen vom Zollkodex der Gemeinschaften festgelegt werden diirften.

(109) Daraufhin ist zu betonen, dass Artikel 14 Absatz 1 der Grundverordnung nicht automatisch bewirkt, dass die
Vorschriften des Zollrechts der Union auf die Einfithrung individueller Antidumpingzolle anwendbar werden (*%).
Artikel 14 Absatz 3 der Grundverordnung verleiht den Unionsorganen vielmehr das Recht, sofern angezeigt und
sinnvoll, die zollrechtlichen Vorschriften der Union zu iibertragen und anwendbar zu machen (*).

(110) Fiir diese Ubertragung bedarf es keiner vollstindigen Anwendung simtlicher zollrechtlichen Vorschriften der
Union. Nach Artikel 14 Absatz 3 der Grundverordnung konnen ausdriicklich besondere Bestimmungen iiber die
gemeinsame Begriffsbestimmung fiir den Warenursprung festgelegt werden, was ein gutes Beispiel fiir eine
Abweichung von den zollrechtlichen Vorschriften der Union ist. Auf dieser Grundlage hat die Kommission ihre
Befugnisse nach Artikel 14 Absatz 3 der Grundverordnung genutzt und die nationalen Zollbehorden angewiesen,
voriibergehend keinerlei Erstattungen vorzunehmen. Dies stellt die ausschliefliche Zustindigkeit der nationalen
Zollbehorden in Streitsachen iiber Zollschulden nicht infrage: Diese Entscheidungsbefugnis liegt nach wie vor bei
den Zollbehoérden der Mitgliedstaaten. Es sind immer noch die Zollbehorden der Mitgliedstaaten, die ausgehend
von den Schlussfolgerungen der Kommission zu den Antrigen auf MWB und IB entscheiden, ob Erstattungen
gewihrt werden oder nicht.

(111) Daher ist zwar richtig, dass nichts im Zollrecht der Union es gestattet, Hindernisse fiir die Erstattung félschlich
entrichteter Zolle einzufithren, doch ldsst sich eine solche pauschale Feststellung nicht fir die Erstattung von
Antidumpingzollen treffen. Demzufolge musste die Kommission voriibergehend vom Zollrecht der Union
abweichen, indem sie von ihren Befugnissen nach Artikel 14 Absatz 3 der Grundverordnung Gebrauch machte,
auch aus dem iibergeordneten Erfordernis, die Eigenmittel der Union sowohl vor ungerechtfertigten Erstattungs-
antrdgen als auch vor den Schwierigkeiten, die mit der anschlieSenden Eintreibung ungerechtfertigter Erstattungen
verbunden wiren, zu schiitzen.
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Fehlende Angabe der Rechtsgrundlage

(112) FESI und die Footwear Coalition argumentierten ferner, dass die Kommission gegen Artikel 296 AEUV verstoffen
habe, indem sie keine angemessene Begriindung und keine Angabe der Rechtsgrundlage fur die riickwirkende
Wiedereinfilhrung der Zolle und fiir die Verweigerung der Zollerstattung an die von der Durchfithrungs-
mafinahme betroffenen Einfithrer lieferte. FESI und die Footwear Coalition behaupteten demnach, die
Kommission habe gegen das Recht auf effektiven Rechtsschutz der interessierten Parteien verstofen.

(113) Die Kommission ist der Auffassung, dass die umfangreichen rechtlichen Argumente im Dokument zur
allgemeinen Unterrichtung und in dieser Verordnung Letztere gebithrend begriinden.

Vertrauensschutz

(114) FESI und die Footwear Coalition machten dariiber hinaus geltend, dass die riickwirkende Korrektur der
ausgelaufenen Mafnahmen den Grundsatz des Vertrauensschutzes verletze. FESI argumentierte, den Parteien,
einschlieflich den Einfithrern, sei erstens zugesichert worden, dass die Mafnahmen am 31. Marz 2011 auslaufen,
und in Anbetracht der seit der Ausgangsuntersuchung vergangenen Zeit hitten sie berechtigterweise davon
ausgehen konnen, dass die Ausgangsuntersuchung nicht wieder aufgenommen oder wieder eréffnet werde.
Zweitens hdtten die chinesischen und vietnamesischen ausfithrenden Hersteller aufgrund der bloBen Tatsache,
dass ihre MWB/IB-Antrige im Rahmen der Ausgangsuntersuchung nicht innerhalb der geltenden Dreimonatsfrist
gepriift worden wiren, gleichermafSen berechtigterweise davon ausgehen konnen, dass diese Antrdge nicht mehr
von der Kommission iiberpriift werden wiirden.

(115) Beziglich des berechtigten Vertrauens der interessierten Parteien, dass die Maflnahmen auslaufen wiirden und
dass die Untersuchung nicht wieder aufgenommen werde, wird auf die Erwidgungsgrinde 104 und 105
verwiesen, in denen umfassend auf diese Einwinde eingegangen wurde.

(116) Was das berechtigte Vertrauen der chinesischen und vietnamesischen ausfithrenden Hersteller betrifft, dass ihre
MWB/IB-Antrige nicht gepriift wiirden, wird auf Erwagungsgrund 100 verwiesen, in dem dieser Aspekt auch im
Lichte der Rechtsprechung des Gerichtshofs in dieser Sache erortert wird.

Nichtdiskriminierungsgrundsatz

(117) FESI und die Footwear Coalition machten geltend, dass die riickwirkende Einfilhrung von Antidumping-
mafinahmen i) eine Diskriminierung der von der Durchfihrungsmaffnahme betroffenen Einfithrer gegeniiber den
von der Umsetzung der Urteile Brosmann und Aokang (sieche Erwidgungsgrund 6) betroffenen Einfithrern darstelle,
denen die Zolle, die sie auf die Finfuhren von Schuhen der fiinf von den Urteilen betroffenen ausfithrenden
Hersteller entrichtet hitten, erstattet worden seien, sowie ii) eine Diskriminierung der von der Durchfithrungs-
mafinahme betroffenen ausfihrenden Hersteller gegeniiber den finf von der Umsetzung der Urteile Brosmann und
Aokang betroffenen ausfithrenden Herstellern darstelle, die nach dem Durchfithrungsbeschluss 2014/149/EU
keine Zolle hitten entrichten miissen.

(118) Was den Einwand zur Diskriminierung betrifft, erinnert die Kommission zunichst an die Voraussetzungen fiir
eine Diskriminierung, die in Erwagungsgrund 93 dargelegt sind.

(119) Ferner ist anzumerken, dass der Unterschied zwischen den von der Durchfithrungsmafinahme betroffenen
Einfithrern und den von der Umsetzung der Urteile Brosmann und Aokang betroffenen Einfithrern darin besteht,
dass letztere die Verordnung (EG) Nr. 1472/2006 vor Gericht angefochten haben, was erstere nicht taten.

(120) Eine Entscheidung der Unionsorgane, die vom Adressaten nicht innerhalb der in Artikel 263 Absatz 6 AEUV
angegebenen Fristen angefochten wird, wird ihm gegeniiber bestandskraftig. Diese Rechtsprechung beruht vor
allem auf der Erwigung, dass die Klagefristen der Wahrung der Rechtssicherheit dienen sollen, indem sie
verhindern, dass das Rechtswirkungen entfaltende Unionshandeln wieder und wieder infrage gestellt wird (*?).

(121) Dieser Verfahrensgrundsatz des Unionrechts bringt zwangsldufig zwei Gruppen hervor: die einen, die eine
Unionshandlung angefochten haben und die dadurch eine vorteilhafte Position erlangt haben konnten (wie
Brosmann und die vier anderen ausfihrenden Hersteller), und die anderen, die nicht angefochten haben.
Allerdings heiflt das nicht, dass die Kommission die beiden Parteien ungleich behandelt und damit gegen den
Gleichbehandlungsgrundsatz verstoffen hat. Das Anerkenntnis, dass eine Partei aufgrund der bewussten
Entscheidung, eine Unionsmafinahme nicht anzufechten, in die zweite Kategorie fillt, stellt keine Diskriminierung
dieser Gruppe dar.
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(122) Daher genossen simtliche Parteien zu jeder Zeit Rechtsschutz vor den Unionsgerichten.

(123) Was die mutmafliche Diskriminierung der von der Durchfithrungsmafinahme betroffenen ausfithrenden
Hersteller betrifft, die nach dem Durchfithrungsbeschluss 2014/149/EU keine Zélle entrichten mussten, ist darauf
hinzuweisen, dass die Entscheidung des Rates, die Z6lle nicht wieder einzufiihren, eindeutig im Hinblick auf die
besonderen Umstdnde der speziellen Situation getroffen wurde, in der die Kommission ihren Vorschlag zur
Wiedereinfithrung jener Zélle vorlegte, und insbesondere aus dem Grund, dass die betreffenden Antidumpingzélle
bereits erstattet worden waren, und insofern als die urspriingliche Mitteilung der Zollschuld an den Zollschuldner
nach den Urteilen Brosmann und Aokang zuriickgezogen worden war. Nach Auffassung des Rates hat diese
Erstattung aufseiten der betroffenen Einfihrer Vertrauensschutz geschaffen. Da andere Einfihrer keine
vergleichbare Erstattung erhalten haben, befinden sich diese gegeniiber den vom Ratsbeschluss betroffenen
Einfithrern nicht in einer vergleichbaren Situation.

(124) In jedem Fall kann die Tatsache, dass sich der Rat unter den besonderen Umstinden der anhingigen Rechtssache
fur ein bestimmtes Vorgehen entschieden hat, die Kommission nicht verpflichten, ein anderes Urteil in genau der
gleichen Weise umzusetzen.

Befugnis der Kommission zur Einfiihrung endgiiltiger AntidumpingmafSnahmen

(125) FESI und die Footwear Coalition behaupteten dariiber hinaus, die Kommission sei nicht befugt, im Rahmen der in
Rede stehenden Durchfihrungsmafnahme die Verordnung zur riickwirkenden Einfithrung eines
Antidumpingzolls anzunehmen, und dass diese Befugnis in jedem Fall dem Rat obliege. Die Behauptung griindet
auf dem Argument, dass, wenn die Untersuchung genau an der Stelle wieder aufgenommen werde, an der es zu
der Rechtswidrigkeit gekommen sei, auch dieselben Regeln gelten sollten wie zum Zeitpunkt der Ausgangsun-
tersuchung, in deren Rahmen vom Rat endgiiltige Mafinahmen verabschiedet worden seien. Diese Parteien
argumentierten, dass in Einklang mit Artikel 3 der Verordnung (EU) Nr. 37/2014 des Europdischen Parlaments
und des Rates (**) (auch ,Omnibus-I-Verordnung“ genannt) das neue Beschlussfassungsverfahren im Bereich der
gemeinsamen Handelspolitik auf den vorliegenden Kontext keine Anwendung finde, da vor Inkrafttreten der
Omnibus-I-Verordnung i) die Kommission bereits einen Rechtsakt (die vorldufige Verordnung) angenommen
hatte, ii) die in Verordnung (EG) Nr. 384/96 vorgesehenen Konsultationen bereits eingeleitet und abgeschlossen
waren und iii) die Kommission bereits einen Vorschlag fiir eine Verordnung des Rates zur Annahme endgiiltiger
Mafinahmen angenommen hatte. Auf dieser Grundlage kamen diese Parteien zu der Schlussfolgerung, dass die
vor dem Inkrafttreten der Omnibus-I-Verordnung geltenden Beschlussfassungsverfahren Anwendung finden
sollten.

(126) In ihrem Vorbingen konzentrieren sich die Parteien allerdings auf das Datum der Untersuchungseinleitung
(welches durchaus von Bedeutung ist, und zwar hinsichtlich der anderen wesentlichen Anderungen, die an der
Grundverordnung vorgenommen wurden), lassen aber auffer Acht, dass in der Verordnung (EU) Nr. 37/2014 ein
anderes Kriterium herangezogen wird (nimlich die Einleitung des Verfahrens zur Annahme der Mafnahmen). Der
Standpunkt von FESI und der Footwear Coalition basiert daher auf einer fehlerhaften Auslegung der Ubergangsbe-
stimmung in der Verordnung (EU) Nr. 37/2014.

(127) Angesichts des Verweises auf ,Verfahren, die zur Annahme von Mainahmen eingeleitet wurden® in Artikel 3 der
Verordnung (EU) Nr. 37/2014, in dem die Ubergangsbestimmungen fiir die Anderung der Beschlussfassungs-
verfahren bei der Annahme von Antidumpingmafinahmen geregelt werden, und in Anbetracht der Bedeutung
von ,Verfahren“ in der Grundverordnung im Falle einer Untersuchung, die vor Inkrafttreten der Verordnung (EU)
Nr. 37/2014 eingeleitet wurde, in deren Rahmen die Kommission jedoch die Anhorung des betreffenden
Ausschusses im Hinblick auf die Annahme der Mafnahmen vor Inkrafttreten dieser Verordnung noch nicht
eingeleitet hatte, gelten die neuen Bestimmungen fiir das Verfahren zur Annahme der genannten Antidumping-
maffnahmen. Dasselbe gilt fiir Verfahren, in denen Mafnahmen iiberpriift werden sollen, die auf der Grundlage
der alten Bestimmungen eingefithrt worden waren, sowie fir Mafinahmen, die auf der Grundlage der alten
Bestimmungen in Form von vorldufigen Zollen eingefithrt worden waren, fur die das Verfahren zur Annahme
endgiiltiger Manahmen zum Zeitpunkt des Inkrafttretens der Verordnung (EU) Nr. 37/2014 jedoch noch nicht
eingeleitet worden war. Mit anderen Worten gilt die Verordnung (EU) Nr. 37/2014 fiir ein bestimmtes ,Verfahren
fir den Erlass“ und nicht fir den gesamten Zeitraum der jeweiligen Untersuchung oder des jeweiligen Verfahrens.

(128) Dementsprechend handelte es sich bei dem mit der Omnibus-I-Verordnung eingefihrten Beschlussfassungs-
verfahren um das anzuwendende Verfahren.

(129) Cortina machte zunichst geltend, dass es keine Rechtsgrundlage dafir gebe, dass die Kommission die von
ausfithrenden Herstellern im Rahmen der Ausgangsuntersuchung gestellten MWB/IB-Antrdge priife. Cortina
argumentierte, dass das mit Auslaufen der Mafinahmen am 31. Mirz 2011 abgeschlossene Verfahren durch das
Urteil in den verbundenen Rechtssachen C-659/13 und C-34/14 nicht fir nichtig erklirt worden sei und somit
nicht wieder aufgenommen werden konne.
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(130) In Reaktion auf diese Anmerkung verweist die Kommission auf die in den Erwidgungsgrinden 104 und 105
gelieferte Erklirung.

(131) Zweitens machte Cortina geltend, dass das derzeitige Verfahren gegen die in Artikel 10 der Grundverordnung
verankerten Grundsitze des Riickwirkungsverbots und der Rechtssicherheit verstoRe.

(132) Was den auf Artikel 10 der Grundverordnung und Artikel 10 des Antidumping-Ubereinkommens der WTO (im
Folgenden ,WTO ADA®) gestiitzten Einwand zur Riickwirkung betrifft, so werden nach Artikel 10 Absatz 1 der
Grundverordnung, dessen Wortlaut sich an Artikel 10 Absatz 1 des WTO ADA anlehnt, vorliufige Mafinahmen
und endgiiltige Antidumpingzolle nur auf Waren angewendet, die nach dem Zeitpunkt, zu dem der gemif§
Artikel 7 Absatz 1 beziehungsweise Artikel 9 Absatz 4 der Grundverordnung gefasste Beschluss in Kraft tritt, in
den zollrechtlich freien Verkehr tiberfithrt werden. Im vorliegenden Fall werden die fraglichen Antidumpingzolle
nur auf Waren angewendet, die nach Inkrafttreten der nach Artikel 7 Absatz 1 der Grundverordnung erlassenen
vorldufigen Verordnung beziehungsweise der nach Artikel 9 Absatz 4 der Grundverordnung erlassenen streitigen
(endgiiltigen) Verordnung in den zollrechtlich freien Verkehr iiberfithrt wurden. Die Riickwirkung im Sinne des
Artikels 10 Absatz 1 der Grundverordnung bezieht sich jedoch nur auf eine Situation, in der Waren in den
zollrechtlich freien Verkehr wiberfithrt wurden, bevor Manahmen eingefithrt wurden, wie aus dem Wortlaut
dieser Bestimmung ebenso wie aus der in Artikel 10 Absatz 4 der Grundverordnung vorgesehenen Ausnahme
ersichtlich ist.

(133) Die Kommission stellt ferner fest, dass im vorliegenden Fall weder eine Verletzung des Grundsatzes der
Riickwirkung noch eine Verletzung der Rechtssicherheit und des Vertrauensschutzes vorliegen.

(134) Was die Riickwirkung betrifft, unterscheidet die Rechtsprechung des Gerichtshofs bei der Beurteilung, ob eine
Maflnahme riickwirkend ist, zwischen der Anwendung einer neuen Vorschrift auf eine Situation, die endgiiltig
geworden ist (auch als bestehende oder endgiiltige Rechtslage bezeichnet) (**), und einer Situation, die vor dem
Inkrafttreten der neuen Vorschrift begann, aber noch nicht endgiiltig ist (auch als voriibergehende Situation
bezeichnet) ().

(135) Im vorliegenden Fall ist die Situation in Bezug auf die Einfuhren der betroffenen Waren, die wihrend der
Geltungsdauer der Verordnung (EG) Nr. 1472/2006 getitigt wurden, noch nicht endgiiltig, da der fiir sie geltende
Antidumpingzoll aufgrund der Nichtigerklirung der streitigen Verordnung noch nicht endgiiltig ermittelt wurde.
Gleichzeitig wurden die Einfithrer von Schuhen mit der Veroffentlichung der Einleitungsbekanntmachung (*¢) und
der vorldufigen Verordnung darauf hingewiesen, dass ein derartiger Zoll eingefihrt werden kann. Nach der
standigen Rechtsprechung der Unionsgerichte konnen Wirtschaftsbeteiligte erst dann Vertrauensschutz erwerben,
wenn die Organe zur Beendigung des Verwaltungsfahrens einen Rechtsakt verabschiedet haben, der endgiiltig
geworden ist (*).

(136) Diese Verordnung regelt die unmittelbare Anwendung fur die kiinftigen Auswirkungen einer andauernden
Situation: Die Zélle auf Schuhe wurden von den nationalen Zollbehérden erhoben. Infolge der Erstattungsantrige,
tiber die noch nicht endgiiltig entschieden wurde, begriinden sie eine andauernde Situation. In dieser Verordnung
ist der fir diese Einfuhren geltende Zollsatz angegeben; daher regelt sie die kiinftigen Auswirkungen einer
andauernden Situation.

(137) Auch wenn eine Riickwirkung im Sinne des Unionsrechts vorldge, was nicht der Fall ist, wire eine derartige
Riickwirkung aus folgendem Grund gerechtfertigt:

(138) Die materiellrechtlichen Vorschriften des Unionsrechts konnen fiir vor ihrem Inkrafttreten bestehende Situationen
gelten, wenn aus ihrem Wortlaut, ihrer Zielsetzung oder ihrer Struktur eindeutig hervorgeht, dass ihnen eine
solche Wirkung beizumessen ist (*¥). So heiflt es in der Rechtssache C-337/88 Societd agricola fattoria alimentare
(SAFA), ,dass es der Grundsatz der Rechtssicherheit zwar im Allgemeinen verbietet, den Beginn der
Geltungsdauer eines Rechtsakts der Gemeinschaft auf einen Zeitpunkt vor dessen Veroffentlichung zu legen, dass
dies jedoch ausnahmsweise dann anders sein kann, wenn das angestrebte Ziel es verlangt und das berechtigte
Vertrauen der Betroffenen gebiihrend beachtet ist“ (*%).

(139) Im vorliegenden Fall geht es darum, der in Artikel 266 AEUV festgelegten Verpflichtung der Kommission
nachzukommen. Da der Gerichtshof in den in Erwidgungsgrund 12 genannten Urteilen nur in Bezug auf die
Festsetzung des geltenden Zollsatzes und nicht in Bezug auf die Einfithrung der Maffnahmen selbst (d. h. in Bezug
auf die Feststellungen zu Dumping, Schidigung, dem ursdchlichen Zusammenhang und Unionsinteresse) eine
Rechtswidrigkeit feststellte, konnten die betroffenen ausfihrenden Hersteller nicht berechtigterweise davon
ausgehen, dass keine endgiiltigen Antidumpingmafnahmen eingefithrt wiirden. Folglich kann diese Einfithrung,
selbst wenn sie riickwirkend wire, was nicht der Fall ist, nicht als Verstoff gegen den Vertrauensschutz ausgelegt
werden.

(140) Drittens machte Cortina geltend, dass die Feststellung der Kommission in Erwigungsgrund 46, der zufolge der
Gerichtshof die streitige Verordnung und die Durchfithrungsverordnung (EU) Nr. 12942009 in Bezug auf
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(141)

(142)

(143)

(144)

(145)

(146)

(147)

(148)

Ausfuhren bestimmter Schuhe bestimmter chinesischer und vietnamesischer ausfithrender Hersteller fiir nichtig
erklart hat, unzutreffend sei, insofern als das Urteil in den Rechtssachen C-659/13 und C-34/14 die Verordnung
(EG) Nr. 1472/2006 und die Durchfithrungsverordnung (EU) Nr. 1294/2009 nicht in Bezug auf die neunzehn
betroffenen ausfihrenden Hersteller, sondern mit Erga-omnes-Wirkung fur nichtig erklart habe. Sollte die
Kommission nur auf Einfuhren von Waren der neunzehn betroffenen ausfithrenden Hersteller und nicht auf
Einfuhren von Waren anderer ausfithrender Hersteller, die in gleicher Weise vom Urteil des Gerichtshofs in den
verbundenen Rechtssachen C-659/13 C&J Clark International Limited und C-34/14 Puma SE betroffen seien, wieder
einen Antidumpingzoll einfithren, wiirde dies nach Auffassung von Cortina eine ungerechtfertigte
Diskriminierung gegeniiber Einfuhren von Waren dieser anderen ausfithrenden Hersteller und zudem einen
Verstof gegen Artikel 266 AEUV darstellen.

Was die behauptete diskriminierende Behandlung gegeniiber Einfuhren von Waren anderer ausfithrender
Hersteller anbelangt, die vom Urteil des Gerichtshofs in den verbundenen Rechtssachen C-659/13 C&J Clark
International Limited und C-34/14 Puma SE betroffen sind, stellt die Kommission fest, dass ausfithrende Hersteller
und bestimmte Einfiihrer, die von dieser Verordnung betroffen sind, in Bezug auf diese Verordnung Rechtsschutz
vor den Unionsgerichten genieen. Andere Einfithrer verfiigen iiber einen solchen Schutz durch die nationalen
Gerichte, die nach dem allgemeinen Unionsrecht entscheiden.

Wie in Erwidgungsgrund 21 erwihnt, hat die Kommission zur Durchfithrung des Urteils in den verbundenen
Rechtssachen C-659/13 C&] Clark International Limited und C-34/14 Puma SE die Durchfiithrungsverordnung (EU)
2016/223 erlassen. In Artikel 1 jener Verordnung wies die Kommission die nationalen Zollbehorden an, alle
Antrige auf Erstattung der auf Einfuhren von Schuhen mit Ursprung in China und Vietnam entrichteten
endgiiltigen Antidumpingzolle weiterzuleiten, die von Einfithrern auf der Grundlage von Artikel 236 des
Zollkodex der Gemeinschaften eingereicht wurden und darauf basieren, dass ein nicht in die Stichprobe
einbezogener ausfihrender Hersteller im Rahmen der Ausgangsuntersuchung einen MWB- oder IB-Antrag gestellt
hatte. Die Kommission priift den jeweiligen MWB- oder IB-Antrag und fithrt den angemessenen Zoll wieder ein.
Auf dieser Grundlage werden die nationalen Zollbehorden anschliefend iiber den Antrag auf Erstattung oder
Erlass der Antidumpingzolle entscheiden.

Daher wird die Kommission fiir alle Einfuhren von Schuhen, bei denen die vorgenannten Kriterien erfullt sind, die
MWB- und IB-Antrige priifen und unter Zugrundelegung der in Artikel 2 Absatz 7 Buchstabe b und Artikel 9
Absatz 5 der Grundverordnung in der Fassung vor ihrer Anderung festgelegten objektiven Kriterien wieder
Antidumpingzolle einfithren. Alle anderen nicht in die Stichprobe einbezogenen ausfithrenden Hersteller aus der
VR China und Vietnam und ihre Einfithrer werden zu einem spiteren Zeitpunkt nach dem in der Durchfithrungs-
verordnung (EU) 2016/223 dargelegten Verfahren in der gleichen Weise behandelt. Nur dann, wenn keine
nationalen Verfahren anhingig sind, wird keine Priiffung der MWB- und IB-Antrige vorgenommen, da dies keinen
praktischen Zweck hitte.

Viertens machte Cortina geltend, dass die Wiedereinfiihrung eines Antidumpingzolls fir die neunzehn
betroffenen ausfithrenden Hersteller eine Diskriminierung darstellen wiirde, da im Anschluss an die Urteile
Brosmann und Aokang keine Antidumpingzolle wieder eingefithrt worden seien.

Dieses Vorbringen ist unbegriindet. Einfithrer, die Waren von Brosmann und den anderen vier vom Urteil in den
verbundenen Rechtssachen C-247/10 P und C-249/10 P betroffenen ausfithrenden Herstellern eingefithrt haben,
befinden sich in einer anderen Sach- und Rechtslage, weil ihre ausfilhrenden Hersteller beschlossen haben, die
streitige Verordnung anzufechten, und weil ihnen die entrichteten Zolle erstattet wurden, sodass sie durch
Artikel 221 Absatz 3 des Zollkodex der Gemeinschaften geschiitzt sind. In anderen Fillen erfolgte weder eine
solche Anfechtung noch eine solche Erstattung. Siehe dazu auch die Erwigungsgriinde 118 bis 122.

Funftens behauptete Cortina, dass es infolge dieser Untersuchung zu Verfahrensunregelmifigkeiten gekommen
sei. Zundchst einmal seien die betroffenen ausfithrenden Hersteller unter Umstinden nicht mehr in der Lage,
einen wesentlichen Beitrag zu leisten oder zusitzliche Beweise vorzulegen, um ihre bereits einige Jahre zuvor
eingereichten MWB/IB-Antrige zu stiitzen. Moglicherweise existierten die Unternehmen gar nicht mehr oder seien
die einschligigen Unterlagen nicht mehr verfiigbar.

AufSerdem betrifen die Mafnahmen der Kommission — anders als in der Ausgangsuntersuchung — de facto und
de jure ausschlieSlich Einfuhrer; diese seien aber nicht imstande, einen wesentlichen Beitrag zu leisten, und
konnten von ihren Lieferanten nicht verlangen, mit der Kommission zusammenzuarbeiten.

Die Kommission stellt fest, dass die Grundverordnung an keiner Stelle von der Kommission verlangt,
ausfihrenden Unternehmen, die eine MWB oder IB beantragen, die Moglichkeit zu geben, fehlende Sachangaben
nachzureichen. Sie weist darauf hin, dass nach der Rechtsprechung die Beweislast dem Hersteller obliegt, der nach
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Artikel 2 Absatz 7 Buchstabe b der Grundverordnung eine MWB oder IB beantragt. Zu diesem Zweck sicht
Artikel 2 Absatz 7 Buchstabe ¢ Unterabsatz 1 vor, dass der vom Hersteller eingereichte Antrag ausreichendes
Beweismaterial, wie in der Bestimmung definiert, dahin gehend enthalten muss, dass der Hersteller unter
marktwirtschaftlichen Bedingungen titig ist. Daher sind die Organe nach der Rechtsprechung des Gerichtshofs in
seinen Urteilen in den Rechtssachen Brosmann und Aokang nicht zu dem Nachweis verpflichtet, dass der
Hersteller die Voraussetzungen fiir die Zuerkennung dieses Status nicht erfiillt. Die Kommission muss vielmehr
beurteilen, ob die vom betroffenen Hersteller vorgelegten Nachweise als Beleg dafiir ausreichen, dass die Kriterien
des Artikels 2 Absatz 7 Buchstabe ¢ Unterabsatz 1 der Grundverordnung erfiillt sind, sodass ihm eine MWB oder
IB gewihrt werden kann (siche Erwdgungsgrund 44). Das Anhorungsrecht betrifft die Priifung dieser Fakten,
schliet aber nicht das Recht ein, unzulingliche Angaben zu korrigieren. Andernfalls konnte der ausfithrende
Hersteller die Priifung unbegrenzt in die Linge ziehen, indem er die Informationen nur nach und nach bereitstellt.

(149) In diesem Zusammenhang sei daran erinnert, dass die Kommission nicht dazu verpflichtet ist, den ausfithrenden
Hersteller zu bitten, zusdtzlich zum MWB/[IB-Antrag weitere Informationen zu liefern. Wie bereits im
vorhergehenden Erwidgungsgrund erwihnt, kann die Kommission ihre Bewertung auf die Informationen stiitzen,
die vom ausfithrenden Hersteller zur Verfiigung gestellt werden. Jedenfalls haben die betroffenen ausfithrenden
Hersteller die Bewertung ihrer MWB/IB-Antrdge durch die Kommission nicht angefochten und nicht angegeben,
auf welche Unterlagen oder Personen sie nicht mehr zuriickgreifen konnten. Die Behauptung ist daher so
abstrakt, dass die Organe diese Schwierigkeiten bei der Bewertung der MWB/IB-Antrige nicht beriicksichtigen
konnen. Da das Argument auf Spekulationen beruht und nicht durch konkrete Angaben dariiber belegt wird,
welche Unterlagen und welche Personen nicht mehr zur Verfigung stehen und inwiefern diese Unterlagen und
Personen fiir die Bewertung der MWB/IB-Antrige relevant sind, muss dieses Vorbringen zuriickgewiesen werden.

(150) Was den Einwand betrifft, dass der Einfithrer nicht die Moglichkeit habe, einen wesentlichen Beitrag zu leisten,
stellt die Kommission Folgendes fest: Erstens verfiigen Einfithrer nicht iiber Verteidigungsrechte, da die
Antidumpingmafinahme nicht gegen sie, sondern gegen die ausfithrenden Hersteller gerichtet ist. Zweitens hatten
Einfithrer bereits im Rahmen des Verwaltungsverfahrens vor Erlass der streitigen Verordnung Gelegenheit, sich zu
diesem Punkt zu dufern. Drittens hidtten Einfuhrer, nach deren Ansicht diesbeziiglich eine Unregelmafigkeit
vorlag, die notigen vertraglichen Vereinbarungen mit ihren Lieferanten treffen miissen, um die Verfiigbarkeit der
erforderlichen Unterlagen sicherzustellen. Somit ist das Vorbringen zuriickzuweisen.

(151) Sechstens behauptete Cortina, die Kommission habe versdumt zu priifen, ob die Einfithrung der Antidumpingzoélle
im Unionsinteresse liege; Cortina behauptete, dass die Mafnahmen dem Unionsinteresse zuwiderlaufen wiirden,
weil i) sie bereits bei ihrer ersten Einfithrung die beabsichtigte Wirkung erzielt hitten, ii) sie dem Wirtschaftszweig
der Union keinen zusitzlichen Vorteil bringen wiirden, iii) sie sich nicht auf die ausfithrenden Hersteller
auswirken wiirden und iv) sie den Einfithrern in der Union erhebliche Kosten verursachen wiirden.

(152) Der vorliegende Fall betrifft nur die MWB/IB-Antrige, da die Unionsgerichte nur in Bezug auf diesen Aspekt
einen Rechtsfehler festgestellt haben. Was das Unionsinteresse anbelangt, behilt die in der Verordnung (EG)
Nr. 1472/2006 enthaltene Bewertung ihre volle Giiltigkeit. Im Ubrigen ist die in dieser Durchfithrungsverordnung
vorgesehene Mafinahme gerechtfertigt, um die finanziellen Interessen der Union zu schiitzen.

(153) Siebtens fithrte Cortina an, dass der Antidumpingzoll — falls er wieder eingefithrt werde — nicht mehr
vereinnahmt werden konne, da die Verjahrungsfrist nach Artikel 221 Absatz 3 des Zollkodex der Gemeinschaften
(nunmehr Artikel 103 Absatz 1 des Zollkodex der Union) abgelaufen sei. Cortina zufolge wiirde dies einen
Befugnismissbrauch seitens der Kommission darstellen.

(154) Die Kommission weist darauf hin, dass nach Artikel 221 Absatz 3 des Zollkodex der Gemeinschaften
beziehungsweise Artikel 103 Absatz 1 des Zollkodex der Union die Verjihrungsfrist nicht gilt, wenn ein
Rechtsbehelf nach Artikel 243 des Zollkodex der Gemeinschaften bezichungsweise Artikel 44 Absatz 2 des
Zollkodex der Union eingelegt wird, was in allen vorliegenden Fillen, bei denen es um Rechtsbehelfe auf der
Grundlage des Artikels 236 des Zollkodex der Gemeinschaften beziehungsweise Artikel 119 des Zollkodex der
Union geht, geschehen ist. Ein Rechtsbehelf im Sinne des Artikels 103 Absatz 3 des Zollkodex der Union reicht
gemifl den Ausfithrungen in Artikel 44 Absatz 2 derselben Verordnung von der anfinglichen Anfechtung, iiber
den Beschluss der nationalen Zollbehorden, mit dem die Zolle eingefithrt werden, bis hin zum rechtskraftigen
Urteil des nationalen Gerichts, gegebenenfalls einschlieflich eines Vorabentscheidungsersuchens. Die 3-Jahres-Frist
wird daher ab dem Tag der Anfechtung ausgesetzt.

(155) Schlieflich fithrte Cortina an, die Kommission konne sich nach Auslaufen von Abschnitt 15 Buchstabe a Ziffer ii
des Protokolls tiber den Beitritt Chinas zur WTO am 11. Dezember 2016 nicht linger auf die in der Ausgangsun-
tersuchung angewandte Methode zur Ermittlung des Normalwerts fiir chinesische Ausfihrer berufen (d. h. die
Vergleichslandmethode nach Artikel 2 Absatz 7 Buchstabe a der Grundverordnung).
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(156) Die streitige Verordnung wurde 2006 angenommen. Die einschlidgige Rechtsvorschrift, die auf dieses Verfahren
Anwendung findet, ist Verordnung (EU) 2016/1036. Daher wird dieses Vorbringen zuriickgewiesen.

(157) Diese Verordnung steht im Einklang mit der Stellungnahme des nach Artikel 15 Absatz 1 der Verordnung (EU)
2016/1036 eingesetzten Ausschusses —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

1.  Es wird ein endgiltiger Antidumpingzoll eingefithrt auf die wihrend der Geltungsdauer der Verordnung (EG)
Nr. 1472/2006 und der Durchfithrungsverordnung (EU) Nr. 1294/2009 erfolgten Einfuhren von Schuhen mit Oberteil
aus Leder oder rekonstituiertem Leder, ausgenommen Sportschuhe, nach Spezialtechniken hergestellte Schuhe, Pantoffeln
und andere Hausschuhe und Schuhe mit einem Schutz in der Vorderkappe, mit Ursprung in der Volksrepublik China
und Vietnam, die von den in Anhang II dieser Verordnung aufgelisteten ausfithrenden Herstellern hergestellt werden und
unter den folgenden KN-Codes eingereiht werden: 6403 20 00, ex 6403 30 00 (**), ex 6403 51 11, ex 6403 51 15,
ex 6403 51 19, ex 6403 51 91, ex 6403 51 95, ex 6403 51 99, ex 6403 59 11, ex 6403 59 31, ex 6403 59 35,
ex 6403 59 39, ex 6403 59 91, ex 6403 59 95, ex 6403 59 99, ex 6403 91 11, ex 6403 91 13, ex 6403 91 16,
ex 6403 91 18, ex 6403 91 91, ex 6403 91 93, ex 6403 91 96, ex 6403 91 98, ex 6403 99 11, ex 6403 99 31,
ex 6403 99 33, ex 6403 99 36, ex 6403 99 38, ex 6403 99 91, ex 6403 99 93, ex 6403 99 96, ex 6403 99 98 und
ex 6405 10 00 (*). Die TARIC-Codes werden in Anhang I dieser Verordnung aufgefiihrt.

2. Fir die Zwecke dieser Verordnung gelten die folgenden Begriffsbestimmungen:

— ,Sportschuhe” sind Schuhe im Sinne der Unterpositions-Anmerkung 1 von Kapitel 64 des Anhangs I der Verordnung
(EG) Nr. 1719/2005 der Kommission (*);

— ,nach Spezialtechniken hergestellte Schuhe sind Schuhe mit einem CIF-Preis je Paar von nicht weniger als 7,50 EUR,
fur Sportzwecke, mit ein- oder mehrlagiger geformter Sohle, nicht gespritzt, aus synthetischen Stoffen, die
insbesondere so beschaffen sind, dass sie durch vertikale oder laterale Bewegungen verursachte Stofle dimpfen, und
mit besonderen technischen Merkmalen wie gas- oder fliissigkeitsgefiillten hermetischen Kissen, stoflabfedernden
oder stofdimpfenden mechanischen Komponenten oder Spezialwerkstoffen wie Polymere niedriger Dichte, die unter
folgenden KN-Codes eingereiht werden: ex 6403 91 11, ex 6403 91 13, ex 6403 91 16, ex 6403 91 18,
ex 6403 91 91, ex 6403 91 93, ex 6403 91 96, ex 6403 91 98, ex 6403 99 91, ex 6403 99 93, ex 6403 99 96
und ex 6403 99 98;

— ,Schuhe mit einem Schutz in der Vorderkappe“ sind Schuhe mit einem Schutz in der Vorderkappe, die einer Priifkraft
von mindestens 100 Joule standhalten (*) und unter folgenden KN-Codes eingereiht werden: ex 6403 30 00 (*),
ex 6403 51 11, ex 6403 51 15, ex 6403 51 19, ex 6403 51 91, ex 6403 51 95, ex 6403 51 99, ex 6403 59 11,
ex 6403 59 31, ex 6403 59 35, ex 6403 59 39, ex 6403 59 91, ex 6403 59 95, ex 6403 59 99, ex 6403 91 11,
ex 6403 91 13, ex 6403 91 16, ex 6403 91 18, ex 6403 91 91, ex 6403 91 93, ex 6403 91 96, ex 6403 91 98§,
ex 6403 99 11, ex 6403 99 31, ex 6403 99 33, ex 6403 99 36, ex 6403 99 38, ex 6403 99 91, ex 6403 99 93,
ex 6403 99 96, ex 6403 99 98 und ex 6405 10 00;

— ,Pantoffeln und andere Hausschuhe* sind Schuhe, die unter dem KN-Code ex 6405 10 00 eingereiht werden.

3. Der Satz des geltenden endgiiltigen Antidumpingzolls auf den Nettopreis frei Grenze der Union, unverzollt, der
Waren, die in Absatz 1 beschrieben sind und von den in Anhang II dieser Verordnung aufgefithrten ausfithrenden
Herstellern hergestellt werden, betrdgt 16,5 % fiir die betroffenen chinesischen ausfithrenden Hersteller und 10 % fiir die
betroffenen vietnamesischen ausfithrenden Hersteller.

Artikel 2

Die Sicherheitsleistungen fiir den mit der Verordnung (EG) Nr. 553/2006 eingefithrten vorliufigen Antidumpingzoll
werden endgiiltig vereinnahmt. Die die endgiiltigen Zollsitze iibersteigenden Sicherheitsleistungen werden freigegeben.
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Artikel 3

Die Bewertung der Gegebenheiten der in Anhang III dieser Verordnung aufgefithrten Unternehmen wird voriibergehend
ausgesetzt, bis der Einfiihrer, der bei den nationalen Zollbehorden eine Erstattung beantragt, der Kommission die Namen
und Anschriften der ausfithrenden Hersteller mitteilt, bei denen die betreffenden Hindler die Schuhe gekauft haben,
oder — geht fristgemidfl keine Antwort ein — bis die von der Kommission gesetzte Frist zur Vorlage der Informationen
auslduft. Die Kommission teilt dem betreffenden Einfithrer die Frist schriftlich mit; sie betrdgt in jedem Fall mindestens
einen Monat.

Die Kommission priift die vorgelegten Informationen innerhalb von acht Monaten nach deren Eingang. Die nationalen
Zollbehorden werden angewiesen, erhobene Zolle nicht zu erstatten, bis die Kommission die Priifung der jeweiligen
Antrige abgeschlossen hat.

Artikel 4

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Briissel, den 9. Mirz 2017

Fiir die Kommission
Der Prisident
Jean-Claude JUNCKER

(") ABL L 176 vom 30.6.2016, S. 21.

() ABL L 98 vom 6.4.2006, S. 3.

() Verordnung (EG) Nr. 1472/2006 des Rates vom 5. Oktober 2006 zur Einfithrung eines endgiiltigen

Antidumpingzolls und zur endgiiltigen Vereinnahmung des vorldufigen Zolls auf die Einfuhren bestimmter Schuhe

mit Oberteil aus Leder mit Ursprung in der Volksrepublik China und Vietnam (ABL L 275 vom 6.10.2006, S. 1).

Verordnung (EG) Nr. 388/2008 des Rates vom 29. April 2008 zur Ausweitung der mit der Verordnung (EG)

Nr. 1472/2006 eingefithrten endgiiltigen Antidumpingmafnahmen gegeniiber den Einfuhren bestimmter Schuhe mit

Oberteil aus Leder mit Ursprung in der Volksrepublik China auf die aus der Sonderverwaltungsregion Macau

versandten Einfuhren der gleichen Ware, ob als Ursprungserzeugnisse der Sonderverwaltungsregion Macau

angemeldet oder nicht (ABL. L 117 vom 1.5.2008, S. 1).

ABL C 251 vom 3.10.2008, S. 21.

Durchfiihrungsverordnung (EU) Nr. 1294/2009 des Rates vom 22. Dezember 2009 zur Einfithrung eines endgiiltigen

Antidumpingzolls auf die Einfuhren bestimmter Schuhe mit Oberteil aus Leder mit Ursprung in Vietnam und in der

Volksrepublik China, ausgeweitet auf aus der Sonderverwaltungsregion Macau versandte Einfuhren bestimmter

Schuhe mit Oberteil aus Leder, ob als Ursprungserzeugnisse der Sonderverwaltungsregion Macau angemeldet oder

nicht, nach einer Auslaufiiberpriiffung nach Artikel 11 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 384/96 des Rates

(ABL L 352 vom 30.12.2009, S. 1).

ABL. C 295 vom 11.10.2013, S. 6.

Durchfithrungsbeschluss 2014/149/EU des Rates vom 18. Marz 2014 zur Ablehnung des Vorschlags fiir eine

Durchfihrungsverordnung zur Wiedereinfithrung eines endgiiltigen Antidumpingzolls und zur endgiiltigen

Vereinnahmung des vorldufigen Zolls auf die Einfuhren bestimmter Schuhe mit Oberteil aus Leder mit Ursprung in

der Volksrepublik China, die von Brosmann Footwear (HK) Ltd, Seasonable Footwear (Zhongshan) Ltd, Lung Pao

Footwear (Guangzhou) Ltd, Risen Footwear (HK) Co. Ltd und Zhejiang Aokang Shoes Co. Ltd hergestellt werden

(ABL L 82 vom 20.3.2014, S. 27).

(’) Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 des Rates vom 12. Oktober 1992 zur Festlegung des Zollkodex der Gemeinschaften
(ABL L 302 vom 19.10.1992, S. 1).

—
=
-
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() ABL C 106 vom 21.3.2016, S. 2.

(M) Verordnung (EG) Nr. 384/96 des Rates vom 22. Dezember 1995 iiber den Schutz gegen gedumpte Einfuhren aus
nicht zur Europdischen Gemeinschaft gehdrenden Landern (ABL L 56 vom 6.3.1996, S. 1).

("} Verbundene Rechtssachen 97, 193, 99 und 215/86 Asteris AE und andere sowie Griechenland/Kommission, Slg. 1988,
2181, Rn. 27 und 28.

(") Rechtssache C-415/96 Spanien/Kommission, Slg. 1998, 1-6993, Rn. 31; Rechtssache C-458/98 P Industrie des Poudres
Sphériques/Rat, Slg. 2000, I-8147, Rn. 80 bis 85; Rechtssache T-301/01 Alitalia/Kommission, Slg. 2008, 1I-1753, Rn.
99 und 142; verbundene Rechtssachen T-267/08 und T-279/08 Région Nord-Pas de Calais/Kommission, Slg. 2011,
[I-1999, Rn. 83.

(") Rechtssache C-415/96 Spanien/Kommission, Slg. 1998, 1-6993, Rn. 31; Rechtssache C-458/98 P Industrie des Poudres
Sphériques/Rat, Slg. 2000, 1-8147, Rn. 80 bis 85;

(**) Verordnung (EG) Nr. 1225/2009 des Rates iiber den Schutz gegen gedumpte Einfuhren aus nicht zur Europaischen
Gemeinschaft gehorenden Landern (ABI. L 343 vom 22.12.2009, S. 51).

(*) Die Verordnung (EG) Nr. 1225/2009 wurde spiter gedndert durch die Verordnung (EU) Nr. 765/2012 des
Europdischen Parlaments und des Rates vom 13. Juni 2012 zur Anderung der Verordnung (EG) Nr. 1225/2009 des
Rates iiber den Schutz gegen gedumpte Einfuhren aus nicht zur Europdischen Gemeinschaft gehorenden Lindern
(ABL L 237 vom 3.9.2012, S. 1). Gemif Artikel 2 der Verordnung (EU) Nr. 765/2012 gelten die mit der Anderungs-
verordnung eingefithrten Anderungen nur fiir Untersuchungen, die nach Inkrafttreten der Verordnung eingeleitet
werden. Die vorliegende Untersuchung wurde jedoch am 7. Juli 2005 eingeleitet (ABL. C 166 vom 7.7.2005, S. 14).

(*”) Durchfithrungsverordnung (EU) 2016/1395 der Kommission vom 18. August 2016 zur Wiedereinfihrung eines
endgiiltigen Antidumpingzolls und zur endgiltigen Vereinnahmung des vorldufigen Zolls auf die Einfuhren
bestimmter Schuhe mit Oberteil aus Leder mit Ursprung in der Volksrepublik China, die von Buckinghan Shoe Mfg
Co. Ltd, Buildyet Shoes Mfg., DongGuan Elegant Top Shoes Co. Ltd, Dongguan Stella Footwear Co Ltd, Dongguan
Taiway Sports Goods Limited, Foshan City Nanhai Qun Rui Footwear Co., Jianle Footwear Industrial, Sihui Kingo
Rubber Shoes Factory, Synfort Shoes Co. Ltd, Taicang Kotoni Shoes Co. Ltd, Wei Hao Shoe Co. Ltd, Wei Hua Shoe
Co. Ltd und Win Profile Industries Ltd hergestellt werden, sowie zur Durchfithrung des Urteils des Gerichtshofs in
den verbundenen Rechtssachen C-659/13 und C-34/14 (ABL L 225 vom 19.8.2016, S. 52).

(**) Durchfithrungsverordnung (EU) 2016/1647 der Kommission vom 13. September 2016 zur Wiedereinfithrung eines
endgiiltigen Antidumpingzolls und zur endgiltigen Vereinnahmung des vorldufigen Zolls auf die Einfuhren
bestimmter Schuhe mit Oberteil aus Leder mit Ursprung in Vietnam, die von Best Royal Co. Ltd, Lac Cuong
Footwear Co. Ltd, Lac Ty Co. Ltd, Saoviet Joint Stock Company (Megastar Joint Stock Company), VMC Royal Co.
Ltd, Freetrend Industrial Ltd und dem mit ihm verbundenen Unternehmen Freetrend Industrial A (Vietnam) Co. Ltd,
Fulgent Sun Footwear Co. Ltd, General Shoes Ltd, Golden Star Co. Ltd, Golden Top Company Co. Ltd, Kingmaker
Footwear Co. Ltd, Tripos Enterprise Inc. und Vietnam Shoe Majesty Co. Ltd hergestellt werden, sowie zur
Durchfithrung des Urteils des Gerichtshofs in den verbundenen Rechtssachen C-659/13 und C-34/14 (ABL L 245
vom 14.9.2016, S. 16).

(**) Durchfithrungsverordnung (EU) 2016/1731 der Kommission vom 28. September 2016 zur Wiedereinfithrung eines
endgiiltigen Antidumpingzolls und zur endgiiltigen Vereinnahmung des vorldufigen Zolls auf die Einfuhren
bestimmter Schuhe mit Oberteil aus Leder mit Ursprung in der Volksrepublik China und Vietnam, die von General
Footwear Ltd (China), Diamond Vietnam Co Ltd und Ty Hung Footgearmex/Footwear Co. Ltd hergestellt werden,
sowie zur Durchfithrung des Urteils des Gerichtshofs in den verbundenen Rechtssachen C-659/13 und C-34/14
(ABL L 262 vom 29.9.2016, S. 4).

(*) Durchfithrungsverordnung (EU) 2016/223 der Kommission vom 17. Februar 2016 zur Einfilhrung eines Verfahrens
zur Priifung bestimmter, von ausfithrenden Herstellern aus China und Vietnam eingereichter Antrige auf Marktwirt-
schaftsbehandlung und individuelle Behandlung, und zur Durchfithrung des Urteils des Gerichtshofs in den
verbundenen Rechtssachen C-659/13 und C-34/14 (ABL L 41 vom 18.2.2016, S. 3).

(*') Durchfithrungsverordnung (EU) 2016/2257 der Kommission vom 14. Dezember 2016 zur Wiedereinfilhrung eines
endgiiltigen Antidumpingzolls und zur endgiiltigen Vereinnahmung des vorldufigen Zolls auf die Einfuhren
bestimmter Schuhe mit Oberteil aus Leder mit Ursprung in der Volksrepublik China, die von Chengdu Sunshine
Shoes Co. Ltd, Foshan Nanhai Shyang Yuu Footwear Ltd und Fujian Sunshine Footwear Co. Ltd hergestellt werden,
sowie zur Durchfithrung des Urteils des Gerichtshofs in den verbundenen Rechtssachen C-659/13 und C-34/14
(ABL L 340 I vom 15.12.2016, S. 1).

(**) Rechtssache C-458/98 P Industrie des Poudres Sphériques/Rat, Slg. 2000, 1-8147, Rn. 80 bis 85.

(*¥) Zur Wahrung der Vertraulichkeit werden die Namen der Unternehmen durch Nummern ersetzt. Die Unternehmen 1
bis 3 unterlagen der in Erwdgungsgrund 20 genannten Durchfithrungsverordnung (EU) 2016/1731, wohingegen fiir
die Unternehmen 4 bis 6 die in Erwadgungsgrund 24 genannte Durchfithrungsverordnung (EU) 2016/2257 galt. Den
von der vorliegenden Verordnung betroffenen Unternehmen wurden die Nummern 7 bis 25 zugewiesen.

(**) Wolverine Europe BV, Wolverine Europe Limited und Damco Netherlands BV verwiesen in ihrer Reaktion auf das
Dokument zur allgemeinen Unterrichtung auf die von FESI und der Footwear Coalition abgegebenen
Stellungnahmen.
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(*) Rechtssache T-192/08 Transnational Company Kazchrome und ENRC Marketing/Rat, Slg. 2011, 1I-07449, Rn. 298. Das
Rechtsmittel gegen dieses Urteil wurde zuriickgewiesen; siche Rechtssache C-10/12 P Transnational Company
Kazchrome und ENRC Marketing/Rat, ECLLEU:C:2013:865.

(*) Rechtssache T-255/01 Changzhou Hailong Electronics & Light Fixtures und Zhejiang Sunlight Group/Rat, Slg. 2003,
[I-04741, Rn. 60.

(*) Bekanntmachung iiber das Auflerkrafttreten bestimmter Antidumpingmafinahmen (ABI. C 82 vom 16.3.2011, S. 4).

(*®) Diese Frist ist nunmehr in Artikel 103 Absatz 1 und Artikel 121 Absatz 1 Buchstabe a der Verordnung (EU)
Nr. 952/2013 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 9. Oktober 2013 zur Festlegung des Zollkodex der
Union (ABL. L 269 vom 10.10.2013, S. 1) zu finden.

(*) Rechtssache C-373/07 P Membrom/Kommission, Slg. 2009, I-00054, Rn. 91-94.

() Vgl. Arbeitsunterlage der Kommissionsdienststellen ,,Compliance with the judgments of the Court of Justice of 2
February 2012 in Case C-249/10 P Brosmann and of 15 November 2012 in Case C-247/10P Zhejiang Aokang,
accompanying the Proposal for a Council Implementing Regulation re-imposing a definitive anti-dumping duty and
collecting definitely the provisional duty imposed on imports of certain footwear with uppers of leather originating
in the People’s Republic of China and produced by Brosmann Footwear (HK) Ltd, Seasonable Footwear (Zhongshan)
Ltd, Lung Pao Footwear (Guangzhou) Ltd, Risen Footwear (HK) Co. Ltd and Zhejiang Aokang Shoes Co. Ltd“[*
SWD/2014/046 final, Rn. 45-48.

(*!) Rechtssache C-382/09 Stils Met, Slg. 2010, 1-09315, Rn. 42-43. So geht der TARIC, der auch dazu dient, die
Einhaltung von Handelsschutzmafinahmen sicherzustellen, auf Artikel 2 der Verordnung (EWG) Nr. 2658/87 des
Rates vom 23. Juli 1987 iiber die zolltarifliche und statistische Nomenklatur sowie den Gemeinsamen Zolltarif (ABL
L 256 vom 7.9.1987, S. 1) zuriick.

(**) Rechtssache C-239/99 Nachi Europe, Slg. 2001, 1-01197, Rn. 29.

(*’) Verordnung (EU) Nr. 37/2014 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 15. Januar 2014 zur Anderung
bestimmter Verordnungen zur gemeinsamen Handelspolitik hinsichtlich der Verfahren fiir die Annahme bestimmter
Mafnahmen (ABI. L 18 vom 21.1.2014, S. 1).

(**) Rechtssache 270/84 Licata/ESC, Slg. 1986, 2305, Rn. 31; Rechtssache C-60/98 Butterfly Music/CEDEM, Slg. 1999, 1-
3939, Rn. 24; Rechtssache 68/69 Bundesknappschaft/Brock, Slg. 1970, 171, Rn. 6; Rechtssache 1/73 Westzucker
GmbH/Einfuhr und Vorratsstelle fiir Zucker, Slg. 1973, 723, Rn. 5; Rechtssache 14373 SOPAD/FORMA u. a., Slg.
1973, 1433, Ro. 8; Rechtssache 96/77 Bauche, Slg. 1978, 383, Rn. 48; Rechtssache 125/77 Koninklijke Scholten-
Honig NV/Floofdproduktschaap voor Akkerbouwprodukten, Slg. 1978, 1991, Rn. 37; Rechtssache 40/79 P/Kommission,
Slg. 1981, 361, Rn. 12; Rechtssache T-404/05 Griechenland/Kommission, Slg. 2008, 1I-272, Rn. 77; C-334/07 P
Kommission/Freistaat Sachsen, Slg. 2008, 1-9465, Rn. 53.

(*) Rechtssache T-176/01 Ferriére Nord/Kommission, Slg. 2004, 1I-3931, Rn. 139; C-334/07 P.

(*) ABL C 166 vom 7.7.2005, S. 14.

(*) Rechtssache C-169/95 Spanien/Kommission, Slg. 1997, 1-135, Rn. 51 bis 54; verbundene Rechtssachen T-116/01 und
T-118/01 P&O European Ferries (Vizcaya) SA/Kommission, Slg. 2003, 1I-2957, Rn. 205.

(**) Rechtssache C-34/92 GruSa Fleisch/Hauptzollamt Hamburg-Jonas, Slg. 1993, 1-4147, Rn. 22. Derselbe bzw. ein
dhnlicher Wortlaut findet sich beispielsweise in folgenden Rechtssachen: verbundene Rechtssachen 212 bis 217/80
Meridionale Industria Salumi a.5., Slg. 1981, 2735, Rn. 9 und 10; Rechtssache 21/81 Bout, Slg. 1982, 381, Rn. 13;
Rechtssache T-42/96 Eyckeler & Malt/Kommission, Slg. 1998, 1I-401, Rn. 53 und 55 bis 56; Rechtssache T-180/01
Euroagri/Kommission, Slg. 2004, 1I-369, Rn. 36 bis 37.

(*) Rechtssache C-337/88 Societd agricola fattoria alimentare (SAFA), Slg. 1990, I-1, Rn. 13.

(*) Nach der Verordnung (EG) Nr. 1549/2006 der Kommission vom 17. Oktober 2006 zur Anderung des Anhangs I
der Verordnung (EWG) Nr. 2658/87 des Rates iiber die zolltarifliche und statistische Nomenklatur sowie den
Gemeinsamen Zolltarif (ABL. L 301 vom 31.10.2006, S. 1) wird dieser KN-Code am 1. Januar 2007 durch die KN-
Codes ex 6403 51 05, ex 6403 59 05, ex 6403 91 05 und ex 6403 99 05 ersetzt.

(*') Wie in der Verordnung (EG) Nr. 1719/2005 der Kommission vom 27. Oktober 2005 zur Anderung des Anhangs I
der Verordnung (EWG) Nr. 2658/87 des Rates iiber die zolltarifliche und statistische Nomenklatur sowie den
Gemeinsamen Zolltarif (ABl. L 286 vom 28.10.2005, S. 1) definiert. Die Warendefinition ergibt sich aus der
Warenbeschreibung in Artikel 1 Absatz 1 in Kombination mit der Warenbezeichnung der entsprechenden KN-
Codes.

(*) Siehe Fuflnote 41.

(*) Die Widerstandsfdhigkeit wird gemaf§ den europdischen Normen EN 345 oder EN 346 gemessen.

(*) Nach der Verordnung (EG) Nr. 1549/2006 wird dieser KN-Code am 1. Januar 2007 durch die KN-Codes
ex 6403 51 05, ex 6403 59 05, ex 6403 91 05 und ex 6403 99 05 ersetzt.
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ANHANG I

TARIC-Codes fiir Schuhe mit Oberteil aus Leder oder rekonstituiertem Leder im Sinne des
Artikels 1

a) Ab 7. Oktober 2006:

6403 30 00 39, 6403 30 00 89, 6403 51 11 90, 6403 51 1590, 6403 51 19 90, 6403 51 91 90,
6403 51 9590, 6403 51 99 90, 6403 59 11 90, 6403 59 31 90, 6403 59 3590, 6403 59 39 90,
6403 59 91 90, 6403 59 9590, 6403 59 99 90, 6403 91 1199, 6403911399, 640391 16 99,
6403 91 18 99, 6403 91 91 99, 6403 91 93 99, 6403 91 96 99, 6403 91 98 99, 6403 99 11 90,
6403 99 31 90, 6403 99 33 90, 6403 99 36 90, 6403 99 38 90, 6403 99 91 99, 6403 99 93 29,
6403 99 93 99, 6403 99 96 29, 6403 99 96 99, 6403 99 98 29, 6403 99 98 99 und 6405 10 00 80

b) Ab 1. Januar 2007:

6403 51 0519, 6403 51 0599, 6403 51 11 90, 6403 51 1590, 6403 51 19 90, 6403 51 91 90,
6403 51 9590, 6403 51 99 90, 6403 59 0519, 6403 59 0599, 640359 11 90, 6403 59 31 90,
6403 59 3590, 6403 59 39 90, 6403 59 91 90, 6403 59 9590, 6403 59 99 90, 6403 91 05 19,
6403 91 05 99, 6403 91 1199, 640391 1399, 6403911699, 6403911899, 640391 91 99,
6403 91 93 99, 6403 91 96 99, 6403 91 98 99, 6403 99 0519, 6403 99 0599, 6403 99 11 90,
6403 99 31 90, 6403 99 33 90, 6403 99 36 90, 6403 99 38 90, 6403 99 91 99, 6403 99 93 29,
6403 99 93 99, 6403 99 96 29, 6403 99 96 99, 6403 99 98 29, 6403 99 98 99 und 6405 10 00 80

c) Ab 7. September 2007:

6403 51 05 15, 6403 51 0518, 6403 51 0595, 6403 51 0598, 6403 51 11 91, 6403 51 11 99,
6403 51 1591, 6403 51 1599, 6403 51 19 91, 6403 511999, 6403519191, 6403 51 91 99,
6403 51 9591, 6403 51 9599, 6403 51 99 91, 6403 51 9999, 6403 59 0515, 6403 59 05 18,
6403 59 05 95, 6403 59 05 98, 6403 59 11 91, 6403 59 11 99, 6403 59 31 91, 6403 59 31 99,
6403 59 3591, 6403 59 3599, 6403 59 39 91, 6403 59 3999, 6403 59 91 91, 6403 59 91 99,
6403 59 9591, 6403 59 9599, 6403 59 99 91, 6403 59 99 99, 6403 91 0515, 6403 91 05 18,
6403 91 05 95, 6403 91 0598, 6403 91 11 95, 6403 91 11 98, 6403 91 13 95, 6403 91 13 98,
6403 91 16 95, 6403 91 16 98, 6403 91 18 95, 6403 91 18 98, 6403 91 91 95, 6403 91 91 98,
6403 91 93 95, 6403 91 93 98, 6403 91 96 95, 6403 91 96 98, 6403 91 98 95, 6403 91 98 98,
6403 99 05 15, 6403 99 0518, 6403 99 0595, 6403 99 0598, 640399 11 91, 6403 99 11 99,
6403 99 31 91, 6403 99 31 99, 6403 99 3391, 6403 99 3399, 640399 36 91, 6403 99 36 99,
6403 99 38 91, 6403 99 38 99, 6403 99 91 95, 6403 99 91 98, 6403 99 93 25, 6403 99 93 28,
6403 99 93 95, 6403 99 93 98, 6403 99 96 25, 6403 99 96 28, 6403 99 96 95, 6403 99 96 98,
6403 99 98 25, 6403 99 98 28, 6403 99 98 95, 6403 99 98 98, 6405 10 00 81 und 6405 10 00 89
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ANHANG II

Liste der ausfithrenden Hersteller, fiir deren Einfuhren ein endgiiltiger Antidumpingzoll eingefiihrt

wird

Name des ausfithrenden Herstellers TARIC-Zusatzcode
An Loc Joint Stock Company (Vietnam) A999
Chang Shin Vietnam Co. Ltd (Dong Nai — Vietnam) und das mit ihm verbundene Unter- A999
nehmen Changshin Inc. (Busan — Siidkorea)
Chau Giang Company Limited (Haiphong City, Vietnam) A999
Dongguan Texas Shoes Limited Co. A999
Foshan Shunde Fong Ben Footwear Industrial Co. Ltd (Foshan City — China) A999
Fujian Viscap Shoes Co. Ltd (Quanzhou — China) A999
Lien Phat Company Ltd (Vietnam) A999
Maystar Footwear Co. Ltd (Zhuhai — China) (verbunden mit Kingmaker) A999
Min Yuan (Guangzhou — China) und die mit ihm verbundenen Unternehmen E-Light und A999
Golden Chang
Panyu Hsieh Da Rubber Co. Ltd (China) A999
PanYu Leader Footwear Corporation (Guangzhou — China) A999
Panyu Pegasus Footwear Co. Ltd (Guangzhou — China) A999
Qingdao Changshin Shoes Company Limited (Qingdao — China) und das mit ihm verbun- A999
dene Unternehmen Changshin Inc. (Busan — Siidkorea)
Qingdao Samho Shoes Co. Ltd (China) und das mit ihm verbundene Unternehmen Samho A999
shoes Co. Ltd (Siidkorea)
Qingdao Sewon Shoes Co. Ltd (Qingdao — China) A999
Qingdao Tae Kwang Shoes Co. Ltd (China) und das mit ihm verbundene Unternehmen Tae A999
Kwang Industrial Co. (Korea) (verbunden mit dem in die Stichprobe einbezogenen Unter-
nehmen Taekwang Vina)
Samyang Vietnam Co. Ltd (Ho-Chi-Minh-Stadt — Vietnam) A999
Vietnam Ching Luh Shoes Co. Ltd (Vietnam) A999
Vinh Thong Producing-Trading-Service Co. Ltd (Ho Chi Minh — Vietnam) A999
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ANHANG 11

Liste der Unternehmen, fiir die die Bewertung gemif3 Artikel 3 ausgesetzt wird

ALAMODE

ALL PASS

ALLIED JET LIMITED

ALLIED JET LIMITED C/O SHENG RONG F
AMERICAN ZABIN INTL

AN THINH FOOTWEAR CO. LTD
AQUARIUS CORPORATION

ASIA FOOTWEAR

BCNY INTERNATIONAL INC.

BESCO ENTERPRISE

BEST CAPITAL

BRANCH OF EMPEREOR CO. LTD
BRENTWOOD FUJIAN INDUSTRY CO. LTD
BRENTWOOD TRADING COMPANY
BROWN PACIFIC TRADING LTD,

BUFENG

BULLBOXER

C AND C ACCORD LTD

CALSON INVESTMENT LIMITED
CALZ.SAB SHOES S.R.L.

CARLSON GROUP

CD STAR

CHAOZHOU ZHONG TIAN CHENG
CHINA EVER

CORAL REEF ASIA PACIFIC LTD

CULT DESIGN

DHAI HOAN FOOTWEAR PRODUCTION JOINT STOCK COMPANY

DIAMOND GROUP INTERNATIONAL LTD/YONG ZHOU XIANG WAY SPORTS GOODS LTD
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DONG GUAN CHANG AN XIAO BIAN SEVILLA
DONG GUAN HUA XIN SHOES LTD
DONGGUAN QIAOSHENG FOOTWEAR CO
DONGGUAN TA YUE SHOES CO. LTD
DONGGUAN YONGXIN SHOES CO. LTD
EASTERN SHOES COLLECTION CO. LTD

EASY DENSE LIMITED

ENIGMA/MORE SHOES INC.

EVAIS CO. LTD.

EVER CREDIT PACIFIC LTD

EVERGIANT

EVERGO ENTERPRISES LTD C/O THUNDER

FH SPORTS AGENCIES LTD

FIJIAN GUANZHOU FOREIGN TRADE CORP
FOSTER INVESTMENTS INC.

FREEMANSHOES CO. LTD

FU XIANG FOOTWEAR

FUJIAN JINMAIWANG SHOES & GARMENTS PRODUCTS CO. LTD
GERLI

GET SUCCESS LIMITED GLOBE DISTRIBUTING CO. LTD
GOLDEN STEPS FOOTWEAR LTD

GOODMILES

HA CHEN TRADE CORPORATION

HAI VINH TRADING COMP

HAIPHONG SHOLEGA

HANLIN (BVI) INTL COMPNAY LTD C/O
HAPPY THOSE INTERNATIONAL LTD
HAWSHIN

HESHAN SHI HENGYU FOOTWEAR LTD

HIEP TRI CO. LTD
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HISON VINA CO. LTD

HOLLY PACIFIC LTD

HUEY CHUEN SHOES GROUP/FUH CHUEN CO. LTD
HUI DONG FUL SHING SHOES CO. LTD
HUNEX

HUNG TIN CO. LTD

IFR

INTER — PACIFIC CORP.

IPC HONG KONG BRANCH LTD

J.C. TRADING LIMITED

JASON FOOTWEAR

JIA HSIN CO. LTD

JIA HUAN

JINJIANG YIREN SHOES CO. LTD

JOU DA

JUBILANT TEAM INTERNATIONAL LTD
JWS INTERNATIONAL CORP

KAI YANG VIETNAM CO. LTD

KAIYANG VIETNAM CO. LTD

KIM DUCK TRADING PRODUCTION
LEGEND FOOTWEAR LTD, auch zu finden als LEGENT FOOTWEAR LTD
LEIF ]. OSTBERG, INC.

LU XIN JIA

MAI HUONG CO. LTD

MARIO MICHELI

MASTERBRANDS

MAYFLOWER

MING WELL INTL CORP.

MIRI FOOTWEAR INTERNATIONAL, INC.
MIX MODE

MORGAN INT'L CO. LTD C/O HWASHUN
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NEW ALLIED

NEW FU XIANG

NORTHSTAR SOURCING GROUP HK LTD

O.T. ENTERPRISE CO.

O'LEAR IND VIETNAM CO. LTD auch zu finden als O’'LEER IND. VIETNAM CO. LTD
O’LEER IND. VIETNAM CO. LTD

ONTARIO DC

0SCO INDUSTRIES LTD

0SCO VIETNAM COMPANY LTD

PACIFIC BEST CO. LTD.

PERFECT GLOBAL ENTERPRISES LTD

PETER TRUONG STYLE, INC.

PETRONA TRADING CORP

PHUOC BINH COMPANY LTD

PHY LAM INDUSTRY TRADING INVESTMENT CORP
POP EUROPE

POU CHEN P/A POU SUNG VIETNAM CO. LTD

POU CHEN CORP P/A IDEA

POU CHEN CORP P/A YUE YUEN INDUSTRIAL ESTATE
PRO DRAGON INC.

PUIBRIGHT INVESTMENTS LIMITED T/A

PUTIAN LIFENG FOOTWEAR CO. LTD

PUTIAN NEWPOWER INTERNATIONAL T

PUTIAN XIESHENG FOOTWEAR CO

QUAN TAK

RED INDIAN

RICK ASIA (HONG KONG) LTD

RIGHT SOURCE INVESTMENT LIMITED/VINH LONG FOOTWEAR CO. LTD
RIGHT SOURCE INVESTMENTS LTD

ROBINSON TRADING LTD

RUBBER INDUSTRY CORP. RUBIMEX
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SENG HONG SHOES (DONG GUAN) CO LTD
SEVILLE FOOTWEAR

SHANGHAI XINPINGSHUN TRADE CO. LTD
SHENG RONG

SHENZHEN GUANGYUFA INDUSTRIAL CO. LTD
SHENZHEN HENGGTENGFA ELECTRONI
SHINING YWANG CORP

SHISHI

SHISHI LONGZHENG IMPORT AND EXPORT TRADE CO. LTD
SHOE PREMIER

SIMONATO

SINCERE TRADING CO. LTD

SINOWEST

SLIPPER HUT & CO

SUN POWER INTERNATIONAL CO. LTD
SUNKUAN TAICHUNG OFFICE/[JIA HSIN CO. LTD
SUNNY

SUNNY FAITH CO. LTD

SUNNY STATE ENTERPRISES LTD

TBS

TENDENZA ENTERPRISE LTD

TEXAS SHOE FOOTWEAR CORP

THAI BINH HOLDING & SHOES MANUFAC
THANH LE GENERAL IMPORT-EXPORT TRADING COMPANY
THUONG TANG SHOES CO. LTD

TIAN LIH

TONG SHING SHOES COMPANY

TOP ADVANCED ENTERPRISE LIMITED

TRANS ASIA SHOES CO. LTD

TRIPLE WIN
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TRULLION INC.

TRUONG SON TRADE AND SERVICE CO. LTD
TUNLIT INTERNATIONAL LTD- SIMPLE FOOTWEAR
UYANG

VIETNAM XIN CHANG SHOES CO.

VINH LONG FOOTWEAR CO. LTD

WINCAP INDUSTRIAL LTD

WUZHOU PARTNER LEATHER CO. LTD

XIAMEN DUNCAN — AMOS SPORTSWEAR CO. LTD
XIAMEN LUXINJIA IMPORT & EXPORT CO.

XIAMEN OCEAN IMP&EXP

XIAMEN UNIBEST IMPORT AND EXPORT CO. LTD
YANGZHOU BAOYI SHOES

YDRA SHOES

YONGMING FOOTWEAR FACTORY

ZHONG SHAN POU SHEN FOOTWEAR COMPANY LTD

ZIGI NEW YORK GROUP
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ANHANG IV

Liste der der Kommission gemeldeten ausfilhrenden Hersteller, die bereits in der
Ausgangsuntersuchung bewertet wurden — sei es einzeln oder als Teil einer fiir die Stichprobe
der ausfithrenden Hersteller ausgewihlten Unternehmensgruppe

APACHE FOOTWEAR UND APACHE I FOOTWEAR

FOSHAN CITY NANHAI GOLDEN STEP INDUSTRIAL CO. LTD
GROWTH-LINK TRADING COMPANY LIMITED

JOINT STOCK COMPANY 32

KAI NAN JOINT VENTURE CO. LTD

NIKE (SUZHOU) SPORTS CO. LTD

POU CHEN/POU CHEN VIETNAM ENTERPRISE LTD

POU CHEN CORP P/A POU CHEN VIETNAM ENTERPRISE, LTD

POU CHEN CORPORATION/DONGGUAN YUE YUEN MEFR. CO.

POU CHEN CORPORATION/POU YUEN VIETNAM ENTERPRISES LTD

POU CHEN CORPORATION/POUYUEN VIETNAM COMPANY LIMITED

POU CHEN CORPORATION/PT. POU CHEN INDONESIA

POU YUEN/POU YUEN VIETNAM COMPANY LTD/POU YUEN VIETNAM ENTERPRISE LTD
SHOES MAJESTY TRADING COMPANY LTD (VIETNAM)

SKY HIGH TRADING LTD

SUN KUAN (BVI) ENTERPRISES/SUN KUAN ] V CO.

SUN SANG KONG YUEN SHOES FACTORY (HUY YANG) CO. LTD

SUNKUAN TAICHUNG OFFICE/SUN KUAN J.V. CO.

TAE KWANG INDUSTRIAL CO. LTD P/A TAE KWANG VINA INDUSTRIAL CO

YUE GROUP/YUE YUEN
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ANHANG V

Liste der der Kommission gemeldeten ausfithrenden Hersteller, die bereits im Rahmen des

Durchfiihrungsbeschlusses (EU) 2014/149 oder der Durchfiithrungsverordnungen (EU) 2016/1395,

(EU) 2016/1647, (EU) 2016/1731 beziehungsweise (EU) 2016/2257 bewertet wurden — sei es
einzeln oder als Teil einer Unternehmensgruppe

Name des ausfithrenden Herstellers

Verordnung, in der er bewertet wurde

BROOKDALE INVESTMENTS LTD

Durchfithrungsverordnung (EU) 20161395

WEI HUA SHOE COMPANY LTD

Durchfithrungsverordnung (EU) 2016/1395

DIAMOND GROUP INTERNATIONAL LTD/TAI-WAY SPORTS LTD

Durchfithrungsverordnung (EU) 2016/1395

DONGGUAN STELLA FOOTWEAR CO. LTD

Durchfithrungsverordnung (EU) 2016/1395

HK WEI HUA KIMO

Durchfithrungsverordnung (EU) 2016/1395

HO HSING

Durchfithrungsverordnung (EU) 2016/1395

HOPEWAY GROUP LTD

Durchfithrungsverordnung (EU) 2016/1395

FOSHAN CITY NANHAI QUNRUI FOOTWEAR CO LTD

Durchfithrungsverordnung (EU) 20161395

QUN RUI FOOTWEAR

Durchfithrungsverordnung (EU) 2016/1395

STELLA INTERNATIONAL LTD

Durchfithrungsverordnung (EU) 2016/1395

FENG TAY ENTERPRISES CO. LTD P/A DONA PACIFIC (VIETNAM)
CO. LTD

Durchfithrungsverordnung (EU) 2016/1647

FENG TAY ENTERPRISES CO. LTD P/A LIFENG FOOTWEAR COR-
PORATION

Durchfithrungsverordnung (EU) 2016/1647

FENG TAY ENTERPRISES CO. LTD P/A VIETNAM DONA STAN-
DARD

Durchfithrungsverordnung (EU) 2016/1647

FENG TAY ENTERPRISES CO. LTD P/A DONA VICTOR FOOT-
WEAR CO. LTD

Durchfithrungsverordnung (EU) 2016/1647

FENG TAY ENTERPRISES CO. LTD P/A VIETNAM DONA ORIENT
CO. LTD

Durchfithrungsverordnung (EU) 2016/1647

FULGENT SUNSHINE FOOTWEAR CO. LTD

Durchfithrungsverordnung (EU) 2016/1647

GRAND SMARTLY GROUP LTD P/A FREETREND INDUSTRIAL
CO. LTD

Durchfithrungsverordnung (EU) 2016/1647

KINGFIELD INTERNATIONAL LTD

Durchfithrungsverordnung (EU) 2016/1647 und

Durchfithrungsverordnung (EU) 2016/1731

VIETNAM SHOE MAJESTER CO. LTD

Durchfithrungsverordnung (EU) 2016/1647

GENFORT SHOES LTD

Durchfithrungsverordnung (EU) 2016/1647 und

Durchfithrungsverordnung (EU) 2016/1731

FOOTGEARMEX FOOTWEAR CO. LTD

Durchfithrungsverordnung (EU) 2016/1731

DIAMOND GROUP INTERNATIONAL LTD/DIAMOND VIETNAM
CO. LTD — P.T. HORN MING INDONESIA

Durchfithrungsverordnung (EU) 2016/1731
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Name des ausfithrenden Herstellers

Verordnung, in der er bewertet wurde

DIAMOND VIETNAM CO LTD

Durchfithrungsverordnung (EU) 2016/1731

FOOTGEARMEX FOOTWEAR CO. LTD

Durchfithrungsverordnung (EU) 2016/1731

CAPITAL CONCORD ENTERPRISES LTD P/A FUJIAN SUNSHINE
FOOTWEAR CO. LTD SUNNY FOOTWEAR CO. LTD

Durchfithrungsverordnung (EU) 2016/2257

BROSMANN FOOTWEAR (HK) LTD

Durchfithrungsbeschluss 2014/149/EU

LUNG PAO FOOTWEAR (GUANGZHOU) LTD

Durchfithrungsbeschluss 2014/149/EU

NOVI FOOTWEAR

Durchfiihrungsbeschluss 2014/149/EU

RISEN FOOTWEAR (HK) CO. LTD

SEASONABLE FOOTWEAR (ZHONGSHAN)LTD

Durchfithrungsbeschluss 2014/149/EU

WENZHOU TAIMA SHOES CO. LTD

Durchfithrungsbeschluss 2014/149/EU

ZHEJIANG AOKANG SHOES CO. LTD

[149]
[149]
[149]
Durchfithrungsbeschluss 2014/149/EU
[149]
[149]
[149]

Durchfithrungsbeschluss 2014/149/EU

ANHANG VI
Liste der der Kommission gemeldeten Unternehmen, die in einer zukiinftigen
Durchfiihrungsmafnahme bewertet werden — sei es einzeln oder als Teil einer
Unternehmensgruppe
DAH LIH PUH

EVERVAN GROUP P/A EVA OVERSEAS INTERNATIONAL, LTD
EVERVAN GROUP P/A JIANGXI GUANGYOU FOOTWEAR CO
LONG SON JOINT STOCK COMPANY

SHING TAK IND. CO. LTD



	DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2017/423 DER KOMMISSION vom 9. März 2017 zur Wiedereinführung eines endgültigen Antidumpingzolls und zur endgültigen Vereinnahmung des vorläufigen Zolls auf die Einfuhren bestimmter Schuhe mit Oberteil aus Leder mit Ursprung in der Volksrepublik China und Vietnam, die von Fujian Viscap Shoes Co. Ltd, Vietnam Ching Luh Shoes Co. Ltd, Vinh Thong Producing-Trading-Service Co. Ltd, Qingdao Tae Kwang Shoes Co. Ltd, Maystar Footwear Co. Ltd, Lien Phat Company Ltd, Qingdao Sewon Shoes Co. Ltd, Panyu Pegasus Footwear Co. Ltd, PanYu Leader Footwear Corporation, Panyu Hsieh Da Rubber Co. Ltd, An Loc Joint Stock Company, Qingdao Changshin Shoes Company Limited, Chang Shin Vietnam Co. Ltd, Samyang Vietnam Co. Ltd, Qingdao Samho Shoes Co. Ltd, Min Yuan, Chau Giang Company Limited, Foshan Shunde Fong Ben Footwear Industrial Co. Ltd und Dongguan Texas Shoes Limited Co. hergestellt werden, sowie zur Durchführung des Urteils des Gerichtshofs in den verbundenen Rechtssachen C-659/13 und C-34/14 

